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Prozess, die Resonanz in Politik und Medien 
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Liebe Leserinnen und Leser,

ich bin der neue verantwortliche Redakteur für dieses Magazin und möchte mich 

kurz vorstellen.

Über 30 Jahre habe ich als Journalist über nachhaltige und solidarische Le-

bensformen geschrieben. Dabei hat mich nie nur das einzelne Projekt oder die eine 

besondere Weltanschauung interessiert, sondern immer der Blick auf das Ganze. 

Ich hatte schon eine Abneigung gegen soziale Filterblasen, lange bevor der Begriff 

erfunden wurde.

So ist das Thema einer vertieften und erweiterten Demokratie über die Jahre 

immer stärker in mein Zentrum gerückt. Der Ort, wo wir alle an unserem gemeinsa-

men Leben beteiligt sind. Der rote Faden ist für mich der Dialog zwischen Ungleich-

gesinnten, die innere Haltung einer angstfreien, ehrlichen und empathischen Kon-

frontation. Denn erst wo Unterschiede aufeinandertreffen, können gemeinsame 

Lösungen entstehen. Und das ist der Anfang von Politik im Sinne des Gemeinwohls.

„Alles wirkliche Leben ist Begegnung“ sagt der jüdische Philosoph Martin Buber.

Diese „dialogische Natur der Wirklichkeit“ bedeutet praktisch: Es kommt meistens 

anders als du denkst! Das ist oft enttäuschend, manchmal aber kommt es sogar 

besser als du dachtest. Nämlich dann, wenn du mit anderen zusammen über dich 

hinaus denkst. Wenn du vom einfachen Bürger zum Politiker wirst. Genau das ha-

ben die Teilnehmenden des Bürgerrates „Deutschlands Rolle in der Welt“ erlebt. 

Die meisten von ihnen erzählen von Erfahrungen eines schöpferischen Dialogs und 

davon, wie erhebend es ist, einen sinnvollen Teil für das Ganze beitragen zu können. 

Ein Ergebnis der Evaluation halte ich für bemerkenswert: Bei der Befragung derje-

nigen, die nicht mit den Ergebnissen übereinstimmten, waren dennoch 90 Prozent 

mit dem Prozess zufrieden. Das bedeutet Dialog schafft Akzeptanz in der Unter-

schiedlichkeit – und damit die Grundlage von Demokratie. 

Ich freue mich, in diesem historischen Moment als Redakteur dabei zu sein und 

über das Modell Bürgerräte in seinen vielen Aspekten zu berichten. Allem Anfang 

wohnt ein Zauber inne – aber auch noch viele Versuche, aus denen wir weiter ler-

nen werden, bis es eine ausgereifte „Bürgerratskultur“ gibt.

Und immer geht der Blick auch weiter. Müssen nicht Bürgerräte mit Volksabstim-

mungen kombiniert werden um wirksam zu sein? Das frage ich in einem gemeinsa-

men Beitrag mit unserem Geschäftsführer Roman Huber. Oder: Wie gehen Klima-

schutz und Demokratie zusammen? Wie arbeiten Bürgerräte in der Coronakrise? 

Was ist mit den Grünen nach ihrem Abschied von Volksabstimmungen? Und: Gibt es 

einen demokratischen Aufbruch in den USA?

Das und vieles mehr bewegt uns im Wahljahr 2021. Unser Ziel dabei ist klar: Bür-

gerräte in den Koalitionsvertrag! Und dann wieder weiter gehen…

Ich wünsche Ihnen viel Freude und Inspiration beim Lesen

Editorial

Dieter Halbach, 

Redakteur des mdmagazins
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Warum Demokratisierung  
und Klimaschutz 

zusammengehören
Text Steffen Krenzer & Michael Gorki

D
ie Klimabewegung hat weltweit Menschen auf die 

Straße gebracht. Am 20. September 2019 waren es 1,4 

Millionen allein in Deutschland. Am gleichen Tag stell-

te die Bundesregierung das Klimapaket vor, das nach Ein-

schätzung der Wissenschaft nicht ausreichend ist. Zwar hat 

Deutschland sich dazu verpflichtet, die Erderwärmung auf un-

ter 2 Grad zu begrenzen – es kommt dem aber nicht nach. 

Wahlslogans fast aller Parteien und die Werbung schreiben 

Nachhaltigkeit groß: Es könnte der Eindruck entstehen, dass 

wir uns rasant in Richtung Klimaneutralität entwickeln – ein 

Blick auf die Statistik wirkt jedoch ernüchternd. Wissenschaft-

liche Studien zeigen immer wieder: Klimaschutz, richtig ge-

macht, ist möglich, wirtschaftlich sinnvoll und sozial verträg-

lich. Notwendige Reformen werden jedoch unter Verweis auf 

fehlenden Rückhalt in der Bevölkerung verschleppt – obwohl 

diese den Umfragen nach mehrheitlich zu stärkerem Klima-

schutz bereit ist.

Wie ist diese Blockade aufzulösen?

Eine Antwort ist Beteiligung. Vor allem Bürger:innenräte 

boomen. Scientists for Future empfahlen einen solchen 

noch vor der Bundestagswahl 2021 durchzuführen. In Frank-

reich wird derzeit um die Umsetzung der Ergebnisse eines 

Bürger:innenrates, der im vergangenen Jahr getagt hatte, ge-

rungen. In anderen europäischen Ländern sind ähnliche Ver-

fahren geplant oder bereits durchgeführt. Dasselbe gilt auf 
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kommunaler Ebene: zuletzt wurde in Berlin die Volksinitiative 

Klimaneustart zugelassen. Im Dezember 2020 sammelte zudem 

die Petition von Klima-Mitbestimmung JETZT fast 70.000 Un-

terschriften für einen bundesweiten Klimabürger:innenrat – und 

ist damit eine der erfolgreichsten Petitionen der Geschichte.

Klimaschutz und Bürger:innenbeteiligung scheinen zu-

sammenzufinden – und dies aus guten Gründen. Die Klimakri-

se wird unsere Gesellschaft und den Alltag grundlegend ver-

ändern, entweder by design, wenn konsequenter Klimaschutz 

umgesetzt wird oder by desaster, durch die gravierenden Fol-

gen einer unterlassenen Klimapolitik. Wo alle betroffen sind, 

sollten auch alle mitbestimmen dürfen. Ein tiefgreifender 

Wandel hin zur Klimaneutralität muss von einer breiten Mehr-

heit umgesetzt – nicht nur von einer Minderheit beschlossen 

– werden. Um Legitimität und Akzeptanz sicherzustellen, 

brauchen wir deshalb eine große gesellschaftliche Debatte 

und anschließend eine gemeinsame Entscheidung.

Die Alternative – ein „Beschluss von oben“ durch Regie-

rung und Parlament – bietet idealen Nährboden für Populis-

mus und gesellschaftliche Spaltung. Dies zeigt ein Blick nach 

Frankreich, wo die Gelbwestenproteste 2018 unter anderem 

durch die geplante Erhöhung des CO
2
-Preises ausgelöst wur-

den. Frankreichs Beispiel deutet aber auch eine Lösung an: In 

Antwort auf die Gelbwesten berief Präsident Macron den 

Bürger:innenrat ein, dessen Entscheidungen in Umfragen 

von einer breiten Mehrheit als legitim erachtet werden. Aller-

dings hapert es an der Umsetzung: Macron wird vorgeworfen 

die Vorschläge des Bürger:innenrats zu verwässern und zu 

verschleppen. Das zeigt, dass ein Bürger:innenrat kreative 

Lösungen finden und aufgrund seiner repräsentativen Zu-

sammensetzung ein soziales Mandat haben kann – und die 

Umsetzung der Empfehlungen dennoch nicht garantiert ist. 

Die Kombination von Bürger:innenräten und Volksentschei-

den könnte an dieser Stelle nützlich sein und eine Umsetzung 

wahrscheinlicher machen.  

Was zu einem weiteren Grund überleitet, warum die Ver-

bindung von Demokratie und Klimaschutz fruchtbar ist: Nicht 

nur können Beteiligungsformate und direkte Demokratie den 

Klimaschutz voranbringen, auch kann das Klimathema ein 

Katalysator für Demokratisierung sein. Die Vielfalt wirt-

schaftlicher, ökologischer und sozialer Aspekte, die beim 

Umgang mit der Klimakrise berücksichtigt werden müssen, 

ist ein Paradebeispiel für die Komplexität der Herausforde-

rungen, mit denen moderne Gesellschaften konfrontiert 

sind. Sollten mit den oben genannten Verfahren wesentliche 

Fortschritte in der Klimapolitik erzielt werden können – was 

Erfahrungen in anderen Ländern und die sozialwissenschaft-

liche Forschung nahelegen – wird das Vorbehalte gegen ech-

te Bürgerbeteiligung entkräften und den Weg ebnen, um zu-

künftig bei allen Themen mehr Mitbestimmung zu 

ermöglichen und die Demokratie somit zu stärken. 

Herausfordernd bleibt die Dringlichkeit des Handelns. Gute 

Demokratie braucht eigentlich Zeit, die wir in Bezug auf die 

Klimakrise nicht haben. Die Hoffnung ist allerdings, dass durch 

Beteiligung konsequenter Klimaschutz schneller umgesetzt 

werden kann als bisher. Einerseits weil durch Einbezug unter-

schiedlicher Perspektiven die Debatte inhaltlich profitiert. An-

dererseits weil beim Klimathema sich zu oft Fronten unverein-

bar gegenüberstehen – und die menschliche Begegnung, etwa 

in Bürger:innenräten, Verständnis füreinander schaffen kann. 

Dies ist nötig, denn Klimaschutz funktioniert nur, wenn er die 

Gesellschaft zusammenbringt, statt sie zu spalten. /

Als Anstoß für eine breite gesellschaftliche Auseinanderset-

zung mit den Themen Klima und Demokratie startet Mehr De-

mokratie im April das Projekt „DIE Klimadebatte“

Mehr Infos unter: www.die-klimadebatte.de
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Steffen Krenzer 

Projektleiter „DIE Klimadebatte“

Michael Gorki

Mitarbeiter „DIE Klimadebatte“

Proteste der Gelbwesten gegen höhere Preise beim Klima-

schutz – und hierzulande für Klimaschutz. Droht eine gesell-

schaftliche Spaltung?
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D
emokratie ist die wohl größte Errungenschaft der 

Menschheitsgeschichte. Sie lässt uns in Freiheit und 

Gleichheit leben! Dabei sollte klar sein, dass sie nicht 

das Versprechen ist, dass immer die beste und klügste Ent-

scheidung getroffen wird, genauso wenig, dass es in entschei-

denden Momenten nur Gewinner:innen geben kann. Die De-

mokratie zeichnet sich auch durch würdige Verlierer:innen 

aus, die diese Entscheidungen akzeptieren. Sie bedeutet am 

nächsten Tag wieder aufstehen, um auf ein Neues in den de-

mokratischen Diskurs wieder einzusteigen, um für Positionen 

zu streiten – fair, rücksichtsvoll und auf Augenhöhe.  

Dass es schwer sein mag, Niederlagen zu akzeptieren, 

mussten viele grüne Parteitagsdelegierte und Mitglieder im 

November 2020 erfahren. Der Parteitag hatte mit knapper 

Mehrheit entschieden: Bürger:innenräte kommen als Forde-

rung in das Grüne Grundsatzprogramm (das finden auch wir 

gut), der bundesweite Volksentscheid jedoch nicht. Das tut 

vielen Grünen weh, denn mehr Bürger:innenbeteiligung ist 

seit Gründung von Bündnis 90/Die Grünen ein Grundwert 

der Partei und steckt ja sogar in unserem Namen! Jetzt kann 

man lange spekulieren: Lag es daran, dass der Parteitag digi-

tal stattfand? Weil Argumente hier zu stark und da zu 

schwach waren? Doch gerade als überzeugte Demokrat:innen 

müssen wir eingestehen: Das Ergebnis steht. Auch wenn es 

– und das war es für viele – eine Zäsur ist.

Statt den Frust in uns hineinzufressen, sind wir aktiv gewor-

den. Schon schnell nach dem Parteitag war für uns klar: Wir 

wollen und werden weiter für eine partizipative, inklusive und 

transparente Demokratie kämpfen – in unserer Partei und ge-

meinsam mit der Zivilgesellschaft. Wir sehen die Entschei-

dung des Parteitags als Signal, als Aufgabe an uns wieder 

mehr darüber zu reden, wie wir demokratische Prozesse ver-

stehen und leben wollen. In einer immer komplexer werden-

den Welt, konfrontiert mit den Herausforderungen durch 

Rechtspopulismus, Filterbubbles und FakeNews, muss sich 

die Demokratie immer wieder aufs Neue beweisen. Und so 

wollen wir einem Zögern und Zaudern eine proaktive Antwort 

entgegensetzen. Es wird sie nicht geben, die Zeit in der sich 

alles „beruhigt“ und wir entspannt wieder die alten Konzepte 

Die Grünen und  
die Demokratie – 
wir wollen mehr!

Ein Gastbeitrag von Katharina Schulze, Yvonne Plaul,  

Lukas Beckmann und Vasili Franco, die seit  

Dezember 2020 das neu gegründete bundesweite  

„Netzwerk lebendige Demokratie“ bei  

BÜNDNIS 90/Die Grünen initiiert haben.

„Demokratie muss wehrhaft sein und braucht starke 

Institutionen, doch das staatliche Gewaltmonopol 

allein wird keine Demokratie retten. Dafür braucht  

es Bürger:innen, die sich nicht nur am Wahltag ein­

mischen.“ 

Lukas Beckmann, Zernikov

„Eine lebendige Demokratie ist die beste Antwort  

gegen Rechtspopulismus und Politikverdrossenheit.  

Wenn unsere Demokratie in Gefahr ist, darf unsere Ant­

wort nicht weniger, sondern mehr Demokratie sein.“

Vasili Franco, Berlin
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aus der Schublade holen, um endlich noch mehr Demokratie 

in Kommunen, Ländern, Bund und Europa umzusetzen. Wir 

wollen auch gar nicht darauf warten – lasst uns unsere Demo-

kratie weiterentwickeln, neue Ideen aufgreifen, sie mit Be-

währtem verbinden und vielfältiger werden lassen!

Deshalb haben wir ein bundesweites innerparteiliches 

Netzwerk gegründet, das sich für die Stärkung unserer De-

mokratie einsetzt. Wir wollen den Diskurs über demokrati-

sche Beteiligung und Mitbestimmung innerhalb unserer Par-

tei als auch nach Außen stärken. An all diejenigen, die 

enttäuscht von uns Grünen sind, entgegnen wir selbstbe-

wusst: Die BündnisGrünen bekennen sich weiter zu dem Wert 

direkter Beteiligungsmöglichkeiten, wie wir sie auch kommu-

nal und in den Ländern unterstützen. Konsultative Beteili-

gungsformate und auch Bürger:innenräte wollen wir als 

BündnisGrüne in den kommenden Jahren einfordern und 

sprießen lassen. Lobbyregister, legislativer Fußabdruck, Ab-

senkung des Wahlalters, kommunales Wahlrecht für Alle – die 

Liste ist lang an Forderungen für mehr Demokratie bei uns 

Grünen. Viele grün regierte Bundesländer setzen vieles da-

von schon um. Und ja, wir werden mit unserem Netzwerk 

auch die Diskussion um den bundesweiten Volksentscheid 

wieder aufnehmen! Denn wir sind überzeugt, dass nicht nur 

Bürger:innenräte, sondern auch direkte Entscheidungen der 

Bürger:innen über einzelne Sachverhalte unsere Demokratie 

ergänzen und stärken werden – auch auf Bundesebene.

Als Netzwerk wollen wir einen Debattenraum schaffen, 

um die Vision einer lebendigen Demokratie im 21. Jahrhun-

dert zu formulieren. In unserem Netzwerk arbeiten Mitglie-

der aus allen Landesverbänden mit – darunter auch Land-

tags- und Bundestagsabgeordnete und Mitglieder des 

Europäischen Parlaments. Zudem sind und wollen wir ver-

stärkt in den Austausch und Kooperation mit zivilgesell-

schaftlichen Organisationen, wie beispielsweise Mehr Demo-

kratie e.V. und weiteren Initiativen gehen. Politik haben wir 

noch nie alleine gemacht. Das soll sich auch nicht ändern. Wir 

wollen konkrete Anstöße für grüne Demokratiepolitik in EU, 

Bund, Ländern und Kommunen liefern. Dazu gehört auch, für 

Instrumente wie Bürger:innenräte umsetzungsfähige Kon-

zepte und eine gesetzliche Grundlage zu entwickeln, damit 

diese sich überhaupt auf legislative Entscheidungen auswir-

ken können. Da stehen wir alle noch am Anfang und wie un-

demokratisch wäre es, bereits jetzt zu sagen, dass es keine 

Option sei, dafür auch direktdemokratische Elemente in Be-

tracht zu ziehen. Die parlamentarische Demokratie war nie 

ein hermetisch abgeriegelter Raum der Entscheidungsfin-

dung. Auch sie wird beeinflusst, ergänzt und geprägt, sie ent-

wickelt sich weiter Tag für Tag. Dafür kämpft Mehr Demokra-

tie seit seiner Gründung, dafür kämpfen wir seit unserer 

Gründung. In dieser Hinsicht war das knappe Parteitagser-

gebnis auch ein Weckruf, der uns als BündnisGrüne nochmal 

aufgezeigt hat, unseren Teil dazu beizutragen, eine lebendi-

ge Demokratie zu gestalten.

Dafür steht der Name unseres „Netzwerks lebendige De-

mokratie“. Unsere Antwort ist ein Mehr an Demokratie als 

unverzichtbarer Garant für eine lebendige Demokratie, hier-

über wollen wir diskutieren, hierfür wollen wir streiten und 

wie es eben nun mal in der Demokratie üblich ist, wollen wir 

hierfür Mehrheiten gewinnen. Hierzu laden wir alle ein mitzu-

machen – in unserer Partei und darüber hinaus. /
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Katharina Schulze

MdL, KV München

Yvonne Plaul

Sprecherin BAG Demokratie und 

Recht, KV Lübeck

Lukas Beckmann

KV Oberhavel

Vasili Franco

KV Berlin Friedrichshain- 

Kreuzberg

info@netzwerk-lebendige-demokratie.de

www.netzwerk-lebendige-demokratie.de

„Ich wünsche mir für die Grünen Mut, neue Wege der 

Beteiligung im so wichtigen Verständigungsprozess 

mit der Gesellschaft auszuprobieren."

Yvonne Plaul, Lübeck

„Für eine Politik des Mitmachens und Mitbestimmens 

trete ich ein, denn unsere Freiheit und unsere Demo­

kratie sind nicht naturgegeben. Mit einer lebendigen 

Zivilgesellschaft verteidigen wir die Errungenschaften 

und bauen sie weiter aus.“

Katharina Schulze, München
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Warum Bürgerräte und direkte 
Demokratie zusammengehören
Ein Plädoyer von Roman Huber und Dieter Halbach

S
eit über 30 Jahren hält unser Verein Mehr Demokratie 

die Fahne der direkten Demokratie hoch. Vieles wur-

de dafür erreicht, aber nicht der bundesweite Volks-

entscheid. Jetzt entsteht mit den gelosten Bürgerräten ein 

starker weiterer Strang für eine dialogische Demokratie. Mit 

einer fast magischen Wirkung scheint dieses Modell auf ei-

nen großen Bedarf zu antworten. Es 

ist, als ob die moderne Gesellschaft 

ein (digitales) Lagerfeuer bekommt, 

an dem sie sich als versprengter 

Stamm der Verschiedenen und 

Unbekannten wieder versammeln 

kann. Die Komplexität wird dabei 

nicht reduziert, sondern erhält ein 

Gefäß. Entgegen der zunehmenden 

Fragmentierung und Polarisierung, 

entgegen all der Aufregung und 

dem Hass, entstehen hier durch 

kluge Information und Moderation in einer repräsentativen 

Mini-Gesellschaft gemeinsame Lösungen. Diese dialogische 

Kultur ist das wirksamste Gegengift zu Populismus und ge-

sellschaftlicher Spaltung.

Doch werden diese Lösungen auch gehört und umgesetzt 

werden? Und hier kommt die direkte Demokratie wieder ins 

Spiel. Wir denken, die zwei Werkzeuge ergänzen sich und 

gleichen die jeweiligen Nachteile aus. Volksentscheide kön-

nen durch vorherige Beratungen an Qualität und Zustim-

mungsfähigkeit gewinnen und vermeiden Vereinfachung und 

Polarisierung. Bürgerräte können durch Volksabstimmungen 

an Wirkungsmacht gewinnen und vermeiden Frustration und 

Bedeutungsverlust. 

Gemeinsam begegnen sie der doppelten Spaltung der Gesell-

schaft: Direkte Demokratie der vertikalen Spaltung in Macht 

und Ohnmacht, Bürgerräte der horizontalen Spaltung zwi-

schen den Menschen und unterschiedlichen sozialen Grup-

pen. Sie können auch eine menschliche Verbindung zur Politik 

herstellen, indem normale Bürger:innen selbst das schwieri-

ge Handwerk der Politik kennenler-

nen, wie aus Problemen Lösungen 

entwickelt werden. Im besten Falle 

könnte also durch eine Kombination 

beider Werkzeuge eine doppelte ge-

sellschaftliche Heilung entstehen. 

Sie ermöglicht damit einen sozialen 

Zusammenhalt und eine Befrie-

dung, aber auch eine Befähigung 

der Gesellschaft mit komplexen und 

weitreichenden Krisen umzugehen.

Wie aber könnte eine Umsetzung aussehen?

Bürgerräte und Volksentscheide können an mehreren Stellen 

miteinander verknüpft werden. Bei einem dreistufigen Verfah-

ren also Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid 

kann dies vor dem Volksbegehren, nach dem Volksbegehren 

oder sogar nach dem Volksentscheid sein – mit jeweils unter-

schiedlichen Wirkungen. Die wohl wichtigste Variante: Nach-

dem die erste Unterschriftenhürde genommen ist, findet über 

die Inhalte der Volksinitiative ein Bürgerrat statt. Der Bürger-

rat kann dann prüfen, ob alle Aspekte bedacht sind. Wenn die 

Initiatoren einer Volksinitiative zu sehr ihrem Eigeninteresse 

folgen oder auch populistisch agitieren, kann an dieser Stelle 

eine ausgewogenere Sichtweise erarbeitet werden. Nach dem 

Von Bürgerräten lernen! Eine 

dialogische und direktdemo­

kratische Gesellschaft ist 

nötig und sie ist möglich –  

in Beispielen können wir sie 

schon am Wirken sehen.
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Kombination von losbasierten  
Bürgerräten und direkter Demo­
kratie auf Bundesebene

Ein Diskussionspapier des Bundesvorstandes

1.	 Geeignete Formen von direkter Demokratie

	 Auf Bundesebene sind vor allem folgende drei Formen von direkter Demokratie sinnvoll:

a)	 Bei der dreistufigen Volksgesetzgebung wird ein Volksentscheid von den Bürgerinnen und Bür-

gern selbst per Unterschriftensammlung auf den Weg gebracht. Die drei Stufen sind: Volksini-

tiative (100.000 Unterschriften) – Volksbegehren (1 Mio. Unterschriften) – Volksentscheid.

b)	 Ein Korrektur-Volksbegehren (Fakultatives Referendum/Volkseinwand) richtet sich gegen 

ein vom Parlament beschlossenes Gesetz. Eine bestimmte Anzahl von Abstimmungsberech-

tigten (500.000 Unterschriften) kann einen Volksentscheid darüber beantragen, ob das Ge-

setz in Kraft treten soll. 

c)	 Obligatorische Referenden sind Volksentscheide zu Verfassungsänderungen, Übertragun-

gen von Hoheitsrechten o.ä., die verpflichtend und automatisch stattfinden. Dem geht ein 

entsprechender Parlamentsbeschluss voraus.

2.	 Losbasierte Bürgerräte

	 Losbasierte Bürgerräte nach irischem Vorbild zielen darauf ab, Bürgerinnen und Bürger in 

Gestaltungs- und Planungsprozesse mit einzubeziehen. Die Entscheidung verbleibt jedoch 

beim Bundestag. 

	 Werden Bürgerräte von unten initiiert, gelten bestimmte Anforderungen:

	 •	 Der Inhalt liegt im Rahmen der Zuständigkeit des deutschen Bundestages.

	 •	 Die Unterschriften werden mit Fragestellung (zu einem abgrenzbaren Thema) und Be-

gründung beim Bundestagspräsidium oder einer Stabsstelle für Bürgerbeteiligung ein-

gereicht.

	 •	 Auf Antrag des Bundestagspräsidiums entscheidet das Bundesverfassungsgericht inner-

halb von sechs Monaten über die Vereinbarkeit der Fragestellung mit dem GG (Normen-

kontrolle). 

	 •	 Die Initiatoren haben Rederecht im federführenden Ausschuss.

	 •	 Weitere Verfahrensvorschläge siehe Fact Sheet „Institutionalisierung von losbasierten 

Bürgerräten“.

3.	 Kombinationsmöglichkeiten bei Volksinitiative, Volksbegehren, Volksentscheid

3.1.	 Vor dem Volksbegehren

	 Zwei Varianten sind denkbar:

a)	 Bürgerräte regulär nach der Volksinitiative: Nach jeder Volksinitiative findet automatisch ein 

losbasierter Bürgerrat zu dem Thema der Volksinitiative statt.  

	 •	 Der Bundestag kann dann die Ergebnisse des Bürgerrates übernehmen. 

		  Findet dies nicht statt, 

	 •	 haben die Initiatoren das Recht, mit ihrer ursprünglichen Forderung oder mit den Ergebnis-

sen des Bürgerrates ein Volksbegehren zu beantragen (siehe 3.1. a). 

		  •	 Zusätzliche Variante: Falls die Initiatoren ein Volksbegehren mit ihrer ursprünglichen 

Forderung beantragen, werden die Ergebnisse des Bürgerrates nach dem erfolgreichen 

Volksbegehren automatisch als Alternativvorschlag mit zur Abstimmung gestellt. 

b)	 Bürgerrats-Initiative fakultativ zur Volksinitiative: Parallel zu einer Volksinitiative mit 

100.000 Unterschriften wird ein alternativer Zugang eingeführt: Statt einer Volksinitiative 
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1 Beispiel Steueränderung in 
Oregon, Volksabstimmung im 
Jahr 2016 (Measure 97): 
www.healthydemocracy.org/
wp-content/
uploads/2016OR-M97-State-
ment-1.pdf

www.buergerrat.de/

fileadmin/downloads/

faktenblatt_buergerraete_

direkte_demokratie.pdf

kann eine Bürgerrats-Initiative mit 100.000 Unterschriften eingereicht werden (siehe Fact 

Sheet Bürgerrats-Initiative). Bei Nicht-Übernahme der Ergebnisse der Bürgerrats-Initiative 

durch den Bundestag haben die Initiierenden das Recht, ein Volksbegehren (1 Mio. Unter-

schriften) zu starten, um eine Volksabstimmung über die Empfehlungen des Bürgerrates 

herbeizuführen.

3.2.	 Nach dem Volksbegehren

	 Losbasierte Bürgerräte könnten auch erst nach einem Volksbegehren angesetzt werden. 

Nach einem erfolgreichen Volksbegehren kann der Bundestag entscheiden, den Vorschlag 

des Volksbegehrens zu übernehmen. Findet keine Übernahme statt, kommt es zum Volks-

entscheid. Zur Vorbereitung können Bürgerräte helfen:

a)	 Ein Alternativvorschlag wird durch einen Bürgerrat erarbeitet: Nach einem Volksbegehren 

haben idealerweise Bundestag und Bundesrat die Möglichkeit, einen Alternativvorschlag pa-

rallel zum Vorschlag des Volksbegehrens zur Abstimmung zu stellen. Dies erhöht die Wahl-

möglichkeiten für die Abstimmenden. Zur Ausarbeitung eines Alternativvorschlags kann der 

Bundestag auch einen losbasierten Bürgerrat einberufen. 

b)	 Eine Stellungnahme wird durch einen Bürgerrat erarbeitet: Vor einem Volksentscheid wird 

optimalerweise ein Abstimmungsheft mit den Argumenten der Initiative und des Bundesta-

ges verschickt. Nun wird von einem losbasierten Gremium eine weitere Stellungnahme aus-

gearbeitet. Ein erprobtes und erfolgreiches Verfahren aus Oregon (USA) könnte hierfür mo-

difiziert übernommen werden:

	 •	 Im US-Bundesstaat Oregon kommen jährlich zahlreiche Volksinitiativen zur Abstimmung. 

Manche waren kompliziert und Umfragen zeigten, dass zu viele Wählerinnen und Wähler 

nicht genau verstanden hatten, worüber sie abstimmten. Seit 2011 ist ein Bürgerpanel 

gesetzlich vorgeschrieben, das eine Stellungnahme vor dem Volksentscheid erarbeitet.

	 •	 20-24 per Los ausgewählte Bürgerinnen und Bürger – die nach bestimmten Kriterien für 

Oregon repräsentativ sind – beschäftigen sich vier Tage lang mit den Inhalten des Volks-

begehrens und formulieren dann auf einer DIN A4-Seite Informationen sowie ihre Positi-

on dazu: das Citizen Review Statement.

	 •	 Inhalt des Statements: Wie wirkt sich die vorgeschlagene Maßnahme aus? Wie viele Teil-

nehmer sind dafür und warum sind sie dafür? Wie viele sind dagegen und warum? Die 

wichtigsten Pro- und Kontra-Argumente werden notiert.

	 •	 Diese Stellungnahme wird zusätzlich in der Abstimmungsbroschüre abgedruckt und ver-

breitet.1

4.	 Kombinationsmöglichkeiten bei fakultativen Referenden

	 •	 Mit dem fakultativen Referendum können Bürgerinnen und Bürger innerhalb 100 Tagen 

einen Volksentscheid über vom Bundestag beschlossene Gesetze verlangen. Dafür 

muss eine bestimmte Anzahl von Unterschriften gesammelt werden. Vorschlag: 

500.000 Unterschriften. 

	 •	 Kommen 500.000 Unterschriften zusammen, kommt es zum Volksentscheid. Ist vorgese-

hen, dass das Parlament, obwohl das zur Abstimmung stehende Gesetz von ihm beschlos-

sen wurde, dennoch einen zweiten Entwurf mit zur Abstimmung stellen kann (der die Kritik 

aus der Zivilgesellschaft aufnimmt), könnte dieser Alternativentwurf von einem Bürgerrat 

erarbeitet werden. 

	 •	 Denkbar ist auch das unter 3.2. beschriebene Verfahren. 

5.	 Kombination nach irischem Vorbild

	 In Irland gibt es gute Erfahrungen damit, dass das Parlament losbasierte Bürgerräte zu be-

stimmten Fragestellungen einsetzt (www.citizensassembly.ie). Die erarbeiteten Empfehlun-

gen werden vom Parlament entgegengenommen, im üblichen parlamentarischen Verfahren 

beraten und ggf. beschlossen. Im Fall von Änderungen der irischen Verfassung findet zusätz-

lich obligatorisch ein Referendum statt (z. B. Ehe für Alle 2015 – Abtreibungsrecht 2018). 

Diese Regelung ist seit 1937 in der irischen Verfassung verankert. 
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Bürgerrat können die Initiatoren entscheiden, ob sie mit ei-

nem durch den Bürgerrat veränderten Gesetzentwurf ins 

Volksbegehren gehen oder ihren ursprünglichen Entwurf bei-

behalten. Wenn die Initiatoren mit ihrem alten Entwurf ins 

Volksbegehren gehen, könnte dann der Bürgerratsentwurf als 

Alternative zum Volksentscheid zur Wahl gestellt werden. Um-

gekehrt könnte bei Ablehnung oder Nichtbehandlung von Be-

schlüssen eines Bürgerrates durch das Parlament, auch ein 

Volksentscheid stattfinden. Das scheint das realpolitische Tor 

zu sein, wie direkte Demokratie durch Bürgerräte möglich 

werden könnte.

Aktuell und vermutlich auch nach der nächsten Bundes-

tagswahl wird es kaum eine realistische Chance für eine 

Zwei-Drittel-Mehrheit zur Einführung von bundesweiten 

Volksentscheiden geben. Die Grünen haben sich gerade auf 

ihrem Parteitag im Herbst 2020 von ihnen verabschiedet 

und setzen nur noch auf Bürgerräte. Eine Kombination hätte 

wahrscheinlich eine Mehrheit bekommen. Vielleicht sind die 

Erfahrungen mit Bürgerräten als vertrauensbildender Schritt 

geeignet, den Weg zu mehr direkter Demokratie zu ebnen, 

indem sie eine kulturelle Evolution anstoßen? Die Menschen 

lernen zuzuhören, Emotionen und Fakten anzuerkennen, aus 

Unterschieden gemeinsame Lösungen zu kreieren. Damit bil-

den sie die Voraussetzungen für eine andere Politik, die der 

Staat alleine nicht schaffen kann. Die Essenz einer Demokra-

tie – Menschenwürde und Freiheit – wird erfahrbar und könn-

te in dem Maße die formale Demokratie aus ihrer Angst- und 

Abwehrreaktion herausholen, indem sie selbst professionelle 

und vertrauensbildende Formate schafft. Das ist möglich von 

der kommunalen Ebene bis hin zum Weltsicherheitsrat. Es 

gilt auch für die Fähigkeit des Parlaments zur lösungsorien-

tierten Kooperation jenseits von Fraktionierung und Macht-

erhalt. Von Bürgerräten lernen – auch dort wo die Macht ist! 

Die Zukunft ruft nach solchen Lösungen, die nicht länger aus 

Fraktionierung entstehen. Am Centre for the Study of Exis-

tential Risk (CSER) der Cambridge University wird Krisenfor-

schung betrieben. Die dortige Anthropologin Hagerty sagt in 

Angesicht der Coronakrise: „Eins haben wir jetzt ganz sicher 

gelernt, wenn die nächste Bedrohung kommt, brauchen wir 

mehr Input von vielfältigeren Gruppen. Die Widerstandsfä-

higkeit unserer Gesellschaften ist dann am größten, wenn wir 

all unser soziales Wissen zusammenbringen.“ (ZEIT 17.2.21)

Eine dialogische und direktdemokratische Gesellschaft 

ist nötig und sie ist möglich – in Beispielen können wir sie 

schon am Wirken sehen. /

Roman Huber

Geschäftsführender Bundesvorstand 

von Mehr Demokratie.

Dieter Halbach

Redakteur des mdmagazins 

bei Mehr Demokratie.

Gemeinsam begegnen sie der doppelten  

Spaltung der Gesellschaft: direkte  

Demokratie der vertikalen Spaltung in  

Macht und Ohnmacht, Bürgerräte der  

horizontalen Spaltung zwischen den  

Menschen und unterschiedlichen  

sozialen Gruppen. 
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I
ch habe die Grünen im März 1979 

mitgegründet und von Beginn an wa-

ren für mich und uns Volksabstim-

mungen ein zentrales Thema. Schon im 

Februar 1984, ein knappes Jahr, nach-

dem wir Grüne in den Bundestag ge-

wählt wurden, diskutierten wir auf ei-

nem zweitägigen Kongress in Bonn 

erstmals einen Gesetzesentwurf für ein 

dreistufiges Bundesabstimmungsge-

setz. Im Mai 1986 nach der Katastrophe 

von Tschernobyl habe ich den „Volks-

entscheid gegen Atomanlagen“ mit ini-

tiiert. Wir sammelten eine halbe Million 

Unterschriften und hatten einen Keller-

raum der grünen Bundesgeschäftsstelle 

in Bonn. Wir überführten die Initiative 

1987 in den gemeinnützigen Verein IDEE 

e.V. (Initiative Demokratie entwickeln) 

und aus IDEE wurde 1988 „Mehr Demo-

kratie“, die seither in Theorie und Praxis 

Demokratiegeschichte schreibt.

Dass seit den 90er Jahren in allen 

Bundesländern die Grundlagen für Bür-

gerbeteiligungen verbessert und drei-

stufige Volksentscheide möglich wur-

den, ist vor allem das Verdienst von Mehr 

Demokratie und der ostdeutschen Bür-

gerbewegung. In enger Zusammenar-

beit mit führenden Bürgerrechtler:innen 

hat Mehr Demokratie in Kooperation 

mit dem „Verfassungskuratorium“ der 

Heinrich Böll-Stiftung1 die Erarbeitung 

von Landesverfassungen beraten und 

unterstützt. Die dort verankerten direkt-

demokratischen Verfahren hatten direk-

ten Einfluss auf westdeutsche Länder, 

die nun ebenfalls mehrstufige Volksent-

scheide in ihre Landesverfassung auf-

nahmen. 

Gleichwohl müssen wir uns heute – 

nach 35 Jahren Engagement für Volks-

entscheide auf Bundesebene – unseren 

Blick schärfen. Die Demokratiebewe-

gung hat lange darauf vertraut, dass 

Dialog und Entschiedenheit  
sind Gebote unserer Zeit 

Herausforderungen für Demokratie und Demokrat:innen

Eine Reflexion von Lukas Beckmann

Landen die Ideen der Bürgerräte im Mülleimer der Politik oder entscheiden die Bürger:innen selbst? 



13

Strategie 

Jahren halbiert. Wie soll kritischer, seri-

öser Journalismus sich zukünftig finan-

zieren?

In den USA gibt es heute bereits 

über 1.100 Regionen, die über kein Me-

dium mehr verfügen, das über lokale 

und regionale Ereignisse berichtet. 74 

Millionen Amerikaner:innen haben ein 

Bild hinterlassen von dem, was eine li-

beral verfasste Demokratie auch kann. 

Nur knapp 50.000 Stimmen fehlten für 

eine erneute Trump-Mehrheit unter den 

Wahlmännern und -frauen. Wir wissen, 

dass ökonomische und soziale Fakten 

das Wahlverhalten vieler mit geprägt 

haben und dennoch bleibt die Frage: 

Wie weit reichen in einer digital kons-

truierten Wirklichkeit Überzeugungs-

kraft durch rationale Argumente und 

Wahrheit? Welche gesellschaftlichen 

Strukturen und ordnungspolitischen 

Instrumente erleichtern und belohnen 

Sachlichkeit, welche weisen Populis-

mus in Schranken? Diese Fragen richten 

sich gleichwohl nicht nur an direktde-Fo
to
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alles besser wird, dass liberale Demo-

kratien eine Ewigkeitsklausel haben und 

nicht sterben können. Wir versäumten, 

die Instrumente liberaler Demokratien 

weiter zu entwickeln und ihre konsti-

tutiven Voraussetzungen im Spiegel 

einer anderen Zeit zu würdigen. Dies 

wurde – das gehört zur Wahrheit – auch 

erschwert durch Minderheiten in der 

Demokratiebewegung, die zum Teil eine 

erschreckende Distanz zu Parteien und 

parlamentarischer Demokratie und ih-

ren Institutionen pflegten. Für die breite 

Mehrheit jedoch war die parlamentari-

sche Demokratie das tragende Funda-

ment, auf das alle weiteren Formen der 

Beteiligung aufbauen.

Öffentlichkeit und Demokratie

Die (!) Öffentlichkeit gibt es nicht mehr. 

Sie hat sich atomisiert und in viele Teil-

Öffentlichkeiten verflüchtigt. Eine je-

weilige identitär ausgerichtete Öffent-

lichkeit kann man heute mit einfachen 

und preiswerten Mitteln herstellen. Im-

mer schwerer wird es hingegen, eine 

meinungs-, urteils- und willensbildende 

politische Kraft so zu bündeln, dass 

ihre Entscheidungen breit getragen 

wird, eine Gesellschaft zusammenführt 

statt sie noch tiefer zu spalten. Wir 

müssen darüber sprechen, welch wir-

kungsmächtigen Einfluss zahllose, 

grundrechtsfrei agierende digitale Me-

dienplattformen darauf haben, was für 

wirklich oder fake, wahr oder verschwö-

rend gehalten wird. Immer öfter kommt 

mir der Bezug auf die Meinungsfreiheit 

hilflos und beschönigend gefährlich 

vor, wenn ich höre und lese, was an Ver-

achtendem, Würdelosem, Frauenfeind-

lichem, Hässlichem gegenüber allem, 

was als „fremd“ gesehen wird, gesagt 

und geschrieben werden darf. Auch 

dass immer mehr demokratisch ge-

wählte Repräsentant:innen 

aus Angst vor physischen 

Übergriffen autoritärer und 

gewaltbereiter Männer öf-

fentliche Räume (oft auf An-

raten der Polizei) meiden, ist 

ein Alarmzeichen.

Die Grundlagen unserer 

Demokratie sind vier Jahre 

nach dem Ende des zweiten 

Weltkrieges entstanden. In 

den ersten Jahrzehnten ha-

ben Märkte, Zeitungen, Radio 

und ein paar wenige Fernseh-

programme Themen geprägt, 

die in weltanschaulicher Viel-

falt zum Teil auch mit aller 

Härte kontrovers diskutiert 

wurden – allerdings in einer 

gemeinsamen, viel einfacher 

zu bewältigenden Öffent-

lichkeit. Heute sind die För-

derung und Stärkung eines 

unabhängigen Journalismus, 

der aufklärt, Fakten und dem 

Gemeinwohl verpflichtet ist 

und wo Journalist:innen auf 

ein Einkommen vertrauen 

kann, von substantieller Bedeutung für 

die Zukunft unserer Demokratie. Ohne 

seriöse Informationen keine Demokra-

tie und ohne Demokratie keine Freiheit. 

Bei unseren Zeitungen etwa haben sich 

die Zahl der Abonnent:innen und Ein-

nahmen durch Anzeigen in wenigen 

1 Das Verfassungskuratorium konstituierte sich 
am 17. Juni 1990 im Reichstagsgebäude und hat 
bis zum Sommer 1991 auf zahlreichen 
Arbeitstreffen und bundesweiten Kongressen in 
Weimar, Potsdam und in der Frankfurter 
Paulskirche eine neue Verfassung erarbeitet 
auf der Grundlage des GG und unter Berück-
sichtigung des vom Runden Tisch erarbeiteten 
Verfassungsentwurfs.
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mokratische Entscheidungsverfahren, 

sondern auch an Parteien, die in einer 

sich wechselseitig beflügelnden digita-

len Aufholjagd von Wähler:innen wahr-

genommen und unterschieden werden 

wollen, um gewählt zu werden.

Demokratie und Vertrauen

Die Grundfrage bleibt: Wem kann ich als 

Bürger:in in einer atomisierten Öffent-

lichkeit trauen, wie entstehen Misstrau-

en und Vertrauen? Je länger die Pande-

mie dauert, desto stärker wird uns 

bewusst, welche Herausforderungen 

unseren Gesellschaften durch Klimaer-

wärmung und Flucht bevor-

stehen. Können wir Demo-

kratie so ausrichten, dass sie 

dabei nicht untergeht? Nach 

einem Jahr Pandemie wird 

sichtbarer, welche Grenzen 

Politik hat, wenn ihre Kom-

munikationsmuster auf 

Angst aufbauen. Ohne dass 

Menschen immer wieder er-

mutigt und gestärkt werden, 

sich selbst aufzurichten, die eigene Per-

sönlichkeit und dadurch auch Gemein-

sinn zu stärken, können liberale Demo-

kratien auf Dauer nicht überleben. 

Demokratie muss „wehrhaft“ sein, doch 

eine liberale Demokratie wird nicht al-

lein kraft staatlicher Gewalt überleben. 

Demokratie ist – anders als andere poli-

tische Handlungsfelder – Inhalt und Me-

thode zugleich. Das bedeutet, dass eine 

demokratische Politik nicht nur an ihren 

Ergebnissen gemessen werden kann, 

sondern auch daran, wie glaubwürdig 

ihre Institutionen und Verfahren Demo-

kratie verkörpern und vertrauensbil-

dend Orientierung bieten. Demokratie 

muss erlebbar sein. Wir schützen und 

verteidigen Demokratie am besten da-

durch, dass Bürger:innen den Wert von 

Demokratie aktiv erleben und an ihren 

Ergebnissen beteiligt sind.

Und der Staat? Er ist nicht nur ver-

pflichtet unsere Demokratie zu vertei-

digen, sondern er muss sie schützen. 

Die nicht aufgeklärten Morde durch den 

NSU und Mordanschläge in Halle, Hanau 

und Kassel zeigen uns, wie wichtig eine 

schützende, wehrhafte Demokratie ist 

und wie schnell sie bröckelt, wenn sich 

eine falsche Loyalität durchsetzt, die 

Fehler zu Staatsgeheimnissen erklärt, 

statt staatliche Versäumnisse, Mitschuld 

und Mittäterschaft offen zu legen.

Was ist heute der nächste Schritt?

Es ist ein Markenzeichen der Demokra-

tie, mit Ja, Nein oder Enthaltung zu 

wählen oder über einen bestimmten 

Sachverhalt abstimmen zu können. 

Doch wie können wir die Qualität von 

Entscheidungen und Entscheidungs-

prozessen verbessern? Was können wir 

dafür tun, Demokratie, Freiheit, Vielfalt 

und Respekt in gesellschaftlicher Ver-

antwortung so zu stärken, dass sie das 

öffentliche Bewusstsein als Haltung 

und Richtung prägen? Dafür ist das En-

gagement von Mehr Demokratie für 

Bürgerräte mit ausgelosten 

Bürger:innen von grundlegender Be-

deutung. Eine Entwicklung, die auch 

von den Grünen unterstützt wird, deren 

Grundsatzprogramm vorsieht, dass 

Bürgerräte nicht nur von Parlamenten, 

sondern auch aus der Mitte der Gesell-

schaft initiiert werden können.

Es ist absehbar, dass eine Mehrheit 

der im Bundestag vertretenen Partei-

en in der kommenden Wahlperiode ein 

Gesetz verabschieden wird, das Aufga-

ben und Kompetenzen von Bürgerräten 

regelt. Bürgerräte sind bunt, vielfältig 

und repräsentativ zusammengesetzt 

und setzen auf Dialog. Aber wir werden 

als Gesellschaft gezwungen, die eigene 

ökonomisch und sozial abgeschottete 

Informations- und Kulturplattform zu 

verlassen. Bürgerräte stärken die Be-

deutung von Verbundenheit bei aller 

Vielfalt. Bürgerräte bewegen Themen, 

sie tragen keine Farbe, sie beraten nur 

und entscheiden nicht. Alles gut bis 

hierhin, doch es folgt ein Aber: Dass 

Empfehlungen von Bürgerräten, die 

vom Parlament eingesetzt werden, un-

verbindlich bleiben sollen und kein Par-

lament, kein Ausschuss, keine Fraktion 

verpflichtet ist, sich damit zu befassen, 

macht Bürgerräte nach einer anfängli-

chen Begeisterung in kurzer Zeit zu ei-

ner demokratischen Spielwiese. 

Wer die Mehrheit und Macht hat, 

kann dem Rat von Bürgerrät:innen fol-

gen, muss aber nicht – so auch der Be-

schluss der BündnisGrünen 

im neuen Grundsatzpro-

gramm. Hier werden wir uns 

entscheiden müssen: Halten 

wir als bündnisgrüne Partei 

Bürger:innen grundsätzlich 

für mündig oder aber ten-

denziell eher für verdäch-

tig? Wir sollten uns in einer 

breit angelegten Demokra-

tiekampagne für ein Gesetz 

einsetzen, dass der Bevölkerung eine 

direkte Entscheidung über Beratungs-

ergebnisse von Bürgerräten ermöglicht. 

Folgt das Parlament einem Rat nicht, so 

soll die Bevölkerung direkt darüber ent-

scheiden können. Und das Parlament 

soll ebenso die Möglichkeit haben, einen 

eigenen Lösungsvorschlag zur direkten 

Abstimmung zu stellen und für ein Nein 

zum Vorschlag des Bürgerrats zu wer-

ben. Darauf sollte sich die Demokratie-

bewegung jetzt konzentrieren. /

Lukas Beckmann

Mitgründer der Grünen und 

zahlreicher NGOs, 20 Jahre 

Geschäftsführer der BündnisGrü-

nen im Bundestag, Sechs Jahre 

Vorstand der GLS Bank Stiftung, 

jetzt Aufsichtsratsvorsitzender der 

Correctiv gGmbH. 

Wir sollten uns in einer breit angelegten  

Demokratiekampagne für ein Gesetz  

einsetzen, dass der Bevölkerung eine  

direkte Entscheidung über Beratungs­

ergebnisse von Bürgerräten ermöglicht.
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Deutschlands Rolle 
in der Welt

„Als Nation muss sich Deutschland mit sich selbst versöhnen und mehr darauf hören, was die Bürger:innen wirklich 

wollen.“ Joshua Konkankoh, CEO von Better World Cameroon, Kamerun
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„Uns eint mehr 
als uns trennt“

Ein Rückblick auf den Bürgerrat von Claudine Nierth

wie Afghanistan diskutiert wird, dann stehen zwei 

nachvollziehbare Positionen im Raum. Die eine ver-

tritt den Hilferuf der Regierung und Bevölkerung 

beim Aufbau öffentlicher Strukturen gegen die Taliban. 

Während die andere Position das Argument vertritt, dass es 

nicht Deutschlands Aufgabe sein sollte militärisch und mit 

Waffengewalt in fremden Ländern für Ordnung zu sorgen. Das 

ist ein politisches Dilemma. Hier hat der Bürgerrat – wie zu 32 

anderen Fragen auch – eine allgemeine Position ermittelt: Die 

Verteidigung des eigenen Landes, der Schutz von Menschen-

rechten oder der Beistand für Bündnispartner sind Vorausset-

zungen für ein militärisches Engagement Deutschlands. 

LEITLINIEN FÜR DEUTSCHLANDS 

ROLLE IN DER WELT

Deutschlands Rolle in der Welt sehen wir 

zukünftig als faire Partnerin und Vermittlerin, die 

gemeinschaftlich mit anderen, insbesondere mit 

der EU, eine Welt gestaltet, in der auch zukünfti-

ge Generationen selbstbestimmt und gut leben 

können.

Dazu setzen wir uns global für Nachhaltigkeit, 

Klimaschutz, die Wahrung der Menschenrechte, 

Rechtsstaatlichkeit, Frieden und Sicherheit ein.

Wir wollen uns unserer Verantwortung für das 

Erreichen dieser Ziele stellen, indem wir 

transparent und vorausschauend handeln und 

unseren eigenen Ansprüchen gerecht werden.

Wenn wir dabei innovativ und inspirierend im 

eigenen Land vorangehen, selbstkritisch 

voneinander lernen und konsequent handeln, 

können wir für andere zum Vorbild werden.

M
it den Worten „Spaltungen jeglicher 

Art helfen uns heute nicht weiter, wir 

brauchen neue Konsenstechniken und 

Bürgerräte können hier einen guten Beitrag leisten“ eröffne-

te ich am 13. Januar den Bürgerrat zusammen mit Marianne 

Birthler, der Vorsitzenden des Bürgerrats, und dem Schirm-

herrn, unserem Bundestagspräsidenten Wolfgang Schäuble.

Heute, am 22.02.21, dem Ende des Bürgerrats, finde ich 

unter den Teilnehmenden ein Zitat, dass für mich den Bogen 

schließt: „Uns eint mehr, als uns trennt!“ Es ist 

eine der wesentlichen Erkenntnisse dieses Ex-

periments. Aus den zufälligen Begegnungen 

– dem gemeinsamen Prozess, dem Austausch 

von Standpunkten und Sichtweisen, dem 

Aushandeln von verschiedenen Lösungen 

und den am Ende gemeinsam for-

mulierten Empfehlungen – ent-

steht überraschend viel Einig-

keit. So wurden die Leitsätze 

mit einer überwältigenden Mehr-

heit und nur vier Gegenstimmen ange-

nommen – und auch die Empfehlun-

gen beruhen alle auf sehr 

hohen Zustimmungswerten.

Und das ist das besonde-

re Potenzial einer neuen de-

mokratischen Kultur, um die 

es uns geht. Wie schöpfen wir die Intelligenz der Vielen und 

wie bringen wir Menschen so in einen Prozess, dass sie dem 

Gemeinsinn dienen? Das sind Fragen, die wir am Modell Bür-

gerrat erprobten. Wir möchten, dass Politik sich für die Inte-

ressen der Bürger:innen einsetzt, also müssen die Interessen 

auch differenziert und konkretisiert werden. Wir haben ge-

lernt, dass die Antworten umso besser werden, je konkreter 

die Fragen sind und je mehr die Zielkonflikte, bzw. politischen 

Zwickmühlen offen behandelt werden. Wenn zum Beispiel 

über den Einsatz deutscher Soldat:innen in Krisengebieten 
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Dennoch, die Prüfung hätte schwieriger nicht sein können, so 

ein großes Thema und dann mit 169 gelosten Menschen, 50 

Moderatoren und mindestens 30 stillen Beobachter:innen 

inkl. Journalist:innen und der Bundestagsverwaltung in ei-

nem Onlineformat, das hätte auch ganz schön schief gehen 

können. Ist es aber nicht. Und die Dinge, die hätten besser 

laufen können, sind alle innerhalb des Verfahrens zu optimie-

ren. Jetzt warten wir noch die 

Ergebnisse der wissen-

schaftlichen Evaluatoren 

ab, dann ziehen wir 

das vollständige Re-

sümee. Grundsätzlich 

sind sich aber alle Be-

teiligten innerhalb 

und außerhalb des 

„Uns eint mehr 
als uns trennt“

Ein Rückblick auf den Bürgerrat von Claudine Nierth
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FÜNF THEMENFELDERN –  

32 EMPFEHLUNGEN – HIER EIN AUSSCHNITT

n	 Deutschland soll sich für Fairness, Menschen-

würde, Transparenz und Nachhaltigkeit im 

internationalen Handel einsetzen.

n	 Deutschland sollte früher präventiv aktiv 

werden. Führt dies nicht zum Erfolg, sollen 

friedenssichernde Einsätze möglichst 

gewaltfrei Hilfe zur Selbsthilfe geben.

n	 Grundsätzlich empfehlen wir in der EU-Migra-

tionspolitik, dass sich Deutschland für eine 

Koalition der Willigen einsetzt, das heißt 

gemeinsam mit anderen EU-Staaten voran-

geht, wenn anders keine Lösungen zu 

erreichen sind.

n	 Deutschland soll sich dafür einsetzen, dass die 

EU Anstrengungen unternimmt, die Zahl der 

Flüchtenden zu verringern, indem Fluchtursa-

chen analysiert und bekämpft werden.

n	 Deutschland soll sich dafür einsetzen, dass in 

der EU-Außenpolitik Entscheidungen mit 

qualifizierter Mehrheit getroffen werden.

n	 Deutschland muss sich innerhalb und mit der 

EU dafür einsetzen, dass die Agrarpolitik 

durch Achtung und Erhaltung der natürlichen 

Lebensgrundlagen von Mensch, Tier und 

Umwelt weltweit unter das Prinzip der 

Nachhaltigkeit gestellt wird.

n	 Deutschland soll zwischen Russland und den 

USA eine vermittelnde und friedensstiftende 

Rolle einnehmen.

Die vollständigen Empfehlun-

gen finden Sie hier:  

www.buergerrat.de/fileadmin/

downloads/empfehlungen-

deutschlands-rolle.pdf

Bürgerrats einig, dass dieses Instrument unbedingt etabliert 

und gesetzlich verankert werden sollte.

Der wichtigste Part folgt aber noch: die Nachsorge! Das 

wird vor allem unsere gemeinsame Aufgabe mit dem Bun-

destag sein. Schon jetzt führen wir unzählige Gespräche mit 

den inhaltlich zuständigen Abgeordneten aller Fraktionen, 

um die Ergebnisse des Bürgerrats an die richtigen Stellen im 

Bundestag geben zu können. Denn die Resonanz der Politik 

ist das, was den Erfolg eines Bürgerrats am Ende ausmacht. 

Bisher ernten wir viel Respekt, sowohl aus der Zivilgesell-

schaft, als auch von Journalist:innen oder von Abgeordne-

ten des Bundestages, dafür, dass es uns gelun-

gen ist in dieser schwierigen Legislatur 

das Format als Zukunftsmodell in der Po-

litik und Öffentlichkeit zu etablieren.

Das Unmögliche muss immer 

versucht werden, damit das Mög-

liche entsteht!

Die Ergebnisse werden jetzt 

von den Durchführungsinstituten 

und einer Gruppe von Redakteur:innen 

der Bürgerräte zusammengefasst, 

von den Ausgelosten nochmals gegen-

gelesen und am 19. März offiziell 

dem Bundestag übergeben. Dann 

ist die Politik am Zug. /

169 Geloste Bürger:innen

85 Frauen 84 Männer

91 mit Abitur

23 Mit Migrationshintergrund

Tischgruppen mit 5–6 Personen

90 Jahre der Älteste

15 steigen früher aus 

16 Jahre die Jüngste

4.378 angeschrieben, 341 zurückgemeldet

		  10 % mit Hauptschulabschluss statt 

30 % Bundesdurchschnitt, im Bundestag nur 1,3 %

33 Experten

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin 

von Mehr Demokratie.



18 www.mehr-demokratie.de | Nr. 127 | 2/2021

Deutschlands Rolle in der Welt

Über den Prozess 
der Beratungen
Ein Bericht von Jascha Rohr

D
eutschlands Rolle in der Welt“ ist ein Thema, das in 

seiner Breite, Tiefe und Komplexität viele Bürgerräte 

füllen könnte. Es war uns, als den verantwortlichen 

Durchführungsinstituten von ifok, nexus und meinem Institut 

für partizipatives Gestalten (IPG) zunächst wichtig, das Thema 

so erlebbar und erfahrbar werden zu lassen, wie möglich. Wir 

haben uns daher entschieden, die möglichen Rollen, die 

Deutschland einnehmen kann, mit Wortwolken und Illustratio-

nen sichtbar werden zu lassen. 

Gleichzeitig war es uns wichtig, das sehr abstrakte Gespräch 

über die Rolle Deutschlands an sehr konkreten Beispielen zu 

diskutieren. Das gelang uns mit Hilfe eines Themenkompasses: 

Im Zentrum stand die Entwicklung des Leitbildes für die zukünf-

tige Rolle Deutschlands in der Welt. Darum gruppierten sich auf 

einer zweiten Ebene die Themenfelder der sogenannten Reise-

gruppen, diese wiederum widmeten sich jeweils zwei bis drei 

konkreten Aspekten der aktuellen Politik. Konkrete Themen 

und Details auf der einen Seite, Vogelperspektive auf der ande-

ren Seite: So gingen wir das Thema methodisch an.

Zum Einstieg in die Diskussion zeichneten die Bürgerräte 

in ihren Beiträgen ein sehr differenziertes Bild von Deutsch-

lands Rolle im Laufe der Geschichte und in der aktuellen Po-

litik, ergänzt durch Vorträge von Expert:innen. Immer wieder 

„

tauchten Rollenbeschreibungen wie z. B. Vorbild, Vorreiter, 

Partner und Vermittler auf. Aber auch Vorschläge wie der 

Mittelfeldspieler wurden aufgegriffen.

Es wurde deutlich: Deutschland hatte eine wechselvolle 

und schwierige Geschichte. Seine Rolle in der Welt war und ist 

ambivalent. Insbesondere im 20. Jahrhundert hat Deutsch-

land mit seiner Macht und seinem Anspruch viel Unheil über 

die Welt gebracht. Gleichzeitig ist Deutschland aber auch im-

mer wieder Vorbild gewesen und konnte die Welt bereichern 

und inspirieren: kulturell, wissenschaftlich, ökonomisch und 

sportlich. Deutschland wird, wenn es seine Stärke zeigt, 

schnell als dominant wahrgenommen. Das schürt Ängste, so-

wohl in Deutschland selbst, aber vor allem außerhalb Deutsch-

lands. Von den teilnehmenden Bürgerräten wurde der Wunsch 

nach einem größeren Engagement deutlich ausgesprochen. 

Gleichzeitig wollte niemand dem Ausland gegenüber überheb-

lich oder bevormundend begegnen. Stattdessen eine Besin-

nung auf das was gut ist an Deutschland: Starke Werte, klare 

Kriterien, technische Innovationen, Ordnung und Sicherheit 

als hohes Gut. All das könnte Deutschland beitragen. Aber 

ohne die alten Fehler zu wiederholen. 

Innerhalb der Reisegruppen wurde intensiv dazu gearbei-

tet, was unsere Werte sind, welche Interessen wir selbst in 
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der Welt haben, welche Erwartungen andere an uns stellen 

und welche Handlungsmöglichkeiten wir in den Themenbe-

reichen haben. Daraus entstanden die sogenannten Perso-

nas: Zeichnungen der Bürgerräte selbst und unserer Illustra-

torin, mit denen die diskutierten Rollen zum Ausdruck 

gebracht wurden. Diese Bilder von der Rolle Deutschlands 

veränderten sich im Verlauf der Diskussion. Stand am An-

fang der Mittelfeldspieler und das Vorbild im Vordergrund, so 

tendierten die Bürgerräte später zu den Rollen des Partners 

und Vermittlers. Denn an der Rolle des Vorbilds gab es die 

meisten Kontroversen: würden wir uns damit nicht wieder 

auf einen Sockel stellen und der Welt unseren Stempel auf-

drücken wollen? Und: Werden wir eigentlich selbst unseren 

Ansprüchen gerecht? 

In einer zentralen Diskussion ging es darum, wie Deutsch-

land mit autokratischen Regimen umgehen solle. Es entstand 

die Visualisierung eines boxenden Schattens als Rolle für 

diese autokratischen Länder: Ein Rowdy, der anderen seinen 

Willen aufzwingt. Auf der einen Seite standen – wie ein bun-

tes und engagiert wirkendes Team Deutschland – alle Rollen 

aus den einzelnen Themenbereichen. Dann kam mit einer 

Lücke dazwischen der boxende Schatten und daneben stand 

ich und moderierte. Während die Bürgerräte im Plenum über 

den Schatten diskutierten, bemerkte ich, dass ich mich ihm 

immer weiter genähert hatte und ihm meine Hand auf die 

Schulter legte. Die Bürgerräte diskutierten, dass wir eventu-

ell von außen auch so wahrgenommen würden, wenn wir uns 

mit unseren Vorstellungen anderen aufdrängen. Gehörte der 

Schatten nicht auch zu uns? Ich folgte meinem Impuls den 

Schatten in die Mitte der anderen Rollenbilder zu stellen. 

Dort integrierte er sich und wurde ein Teil der Gruppe. Ich 

empfand das als entspannend. In dieser Diskussion wuchs die 

Erkenntnis, dass wir uns nicht selbst, sondern nur von ande-

ren zum Vorbild gemacht werden können, wenn wir glaub-

würdig in unserem eigenen Handeln sind (siehe auch die 

Stimmen „der Anderen“, das globale Kunstprojekt von Beate 

Simon).

Das in der letzten Sitzung entstandene und abgestimmte 

Leitbild drückt diese Einsichten aus:

Der erste Satz bringt zum Ausdruck, dass die zukünftige 

Rolle, die einer Partnerin und Vermittlerin sein soll. 

Der zweite Leitsatz konkretisiert, was diese gute Welt 

beinhaltet.

Der dritte Leitsatz ist ein Bekenntnis zu unserer eigenen 

Verantwortung. Deutschland kann nicht Forderungen an die 

Welt stellen, wo es selbst inkonsequent ist. Dies ist vom Bür-

gerrat durchaus auch als starker Appell an die Politik zu ver-

stehen.

Die tiefe Erkenntnis der gemeinsamen Debatte ist vor al-

lem im vierten Leitsatz zum Ausdruck gebracht worden. Die-

ser Leitsatz drückt aus: Ja, wir wollen und können Vorbild 

sein, aber das entscheiden nicht wir, sondern andere. Was wir 

tun können, ist innovativ und inspirierend im eigenen Land vo-

ranzugehen, selbstkritisch zu sein und voneinander und von 

der Welt zu lernen.

Mit dieser Wendung lösen die Bürgerräte das Dilemma 

von Deutschlands Rolle in der Welt: Deutschland kann nach 

diesem Verständnis ohne Zurückhaltung seine Potentiale, 

seinen Einfallsreichtum und seine Werte realisieren. Gleich-

zeitig lädt Deutschland die Welt ein und begegnet ihr part-

nerschaftlich auf Augenhöhe. So kann Deutschland seinen 

Beitrag in der Welt leisten und Zusammenarbeit realisieren 

ohne zu dominieren. /

Jascha Rohr

Mitgründer und Geschäftsführer des 

Instituts für partizipatives Gestalten
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Bürgerrat Deutschlands Rolle in der Welt

„Deutschland war für hunderte von Jahren eine Nation gesegnet mit Wissenschaft, Kunst, Kultur und spirituellem 

Wachstum. Wenn es diese Gaben in Verbindung mit Menschlichkeit der Welt bringen kann, trotz – und gerade wegen 

seiner schwierigen Vergangenheit – dann hätte dieses Beispiel einen riesen Einfluss auf die Welt. Es würde allen 

zeigen, dass es möglich ist, seine eigenen Fehler zu sehen und daran zu wachsen.“ 

Diane Kaplan, Friedensarbeiterin, Israel

„Aus Sicht der USA ist Deutschland eine wirtschaftliche Macht und hat eine Führungsposition in Europa inne. Doch 

es selbst empfindet diese Macht meist ambivalent. Die Diskrepanz zwischen der Außen- und der Eigenwahrnehmung 

Deutschlands liegt im historischen Gedächtnis, das immer noch mit Scham besetzt ist.“ 

Eve-Marie Elkin, Psychotherapeutin, USA
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Der Blick von außen –  
Stimmen zum Bürgerrat  
aus Medien und Politik
Ein Überblick von Anne Dänner

W
ir sind in Deutschland viel weiter, als manche 

Politiker:innen glauben. In den entscheidenden 

Fragen sind wir uns unglaublich einig.“ – so eine 

Stimme aus dem Bürgerrat. Doch wie schaut die öffentliche 

Meinung und die Politik selbst auf diesen Bürgerrat?

Das Interesse der Medien, der Politik, der Zivilgesell-

schaft und der Wissenschaft war jedenfalls groß: Mehr als 

100 Medienanfragen kommen allein im Januar und Februar, 

die meisten wollen Ausgeloste begleiten. Rund 100 

Beobachter:innen sind über die zehn Bürgerrats-Termine 

verteilt dabei. 

Wird der Austausch funktionieren?

„Um jedes Wort wird gerungen“, berichtet Wolfgang Dick von 

der Deutschen Welle. Hannes Koch, der für die taz und „Die 

Korrespondenten“ dabei war, schreibt: „Per Laptopkamera 

kann man zuschauen, wie ein Bürgerrat, ein älterer Herr, mit 

sich ringt. […] Nein!‘ sagt er, ‚Waffen sind nichts für den Frie-

den.‘ ‚Aber‘, kontert eine resolute Dame aus Remscheid, 

wenn Deutschland ein Partner sein wolle, müsse es befreun-

dete Länder auch mit Maschinengewehren, Panzern und Ra-

keten versorgen. ‚Waffen sichern den Frieden.‘ Ein klassi-

scher Konflikt – und eine echte Herausforderung für die 

Moderatorin der Gruppe.“

Doch extreme Positionen sind selten und das führt Koch 

auch auf das Format selbst zurück.

„Die sachliche Diskussion unter professioneller Betreu-

ung erzwingt rationale Pro-und-Kontra-Argumente. Man 

hört einander zu, muss sich mit den Sichtweisen der 

Gesprächspartner:innen beschäftigen und sieht die Welt we-

nigstens mal kurz aus einer anderen Perspektive.“

„
Ein weiterer Faktor ist vielleicht, dass manche Menschen gar 

nicht erst am Bürgerrat teilnehmen. „Wo sind die Nervensä-

gen, die Rechten, die Querdenker:innen?“, fragt sich Koch. 

Haben sie vielleicht Sorge, Einschätzungen zu äußern, die 

rechts klingen könnten? Oder sind sie einfach gar nicht dabei, 

weil sich das Format nicht für die Konfrontation eignet?

Begegnung zwischen Politikern und Bürger:innen

In dieses Bild passt, dass auch die AfD-Fraktion nicht auf-

taucht. Der angemeldete Abgeordnete sei verhindert gewe-

sen auf Grund der schlechten Internetverbindung an seinem 

Aufenthaltsort.

Vertreter aller anderen Fraktionen nehmen am 6.2. an der 7. 

Sitzung des Bürgerrats teil. Etliche Beteiligte beschreiben 

diese Sitzung im Nachhinein als einen Höhepunkt. Die Außen-

politik-Fachleute Roderich Kiesewetter (CDU), Bijan Djir-Sarai 

(FDP), Nils Schmidt (SPD), Reinhard Brandl (CSU), Gregor Gysi 

(Die Linke) und Ottmar von Holtz (Bündnis 90/Die Grünen) 

sind an diesem Morgen dabei, hören zu und geben anschlie-

„Das dürfen wir nie vergessen, wenn wir Volks­

vertreterinnen und Volksvertreter sind, dass 

wir immer so sprechen müssen, dass uns 

möglichst alle, aber zumindest ganz viele 

auch verstehen.“ 

Gregor Gysi
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ßend eine kurze Einschätzung ab. Niemand macht Wahlkampf, 

niemand polemisiert, auch die Abgeordneten betonen eher 

das Vereinende als das Trennende.

Die Sätze, die hängenbleiben, fallen dann im Anschluss beim 

virtuellen Foto-Shooting. Viele Ausgeloste äußern Verständ-

nisse für die Zwickmühlen der Politiker:innen, können sich 

vorstellen, wie es ist, ständiger Beobachtung und auch An-

feindung ausgesetzt zu sein. „Halten Sie trotzdem durch“, 

sagt jemand. Kiesewetter äußert die Idee, Pressekonferen-

zen zu organisieren, auf denen auch Bürger:innen Fragen 

stellen.

Dies ist einer der Momente, wo deutlich wird: Ein Bürger-

rat kann das Vertrauen stärken, in die eigenen Fähigkeiten 

und vielleicht sogar das Vertrauen der Politik in die Men-

schen. Auf jeden Fall erhöht er das Verständnis der 

Bürger:innen für Politik.

„Der Bürgerrat hat mich gelehrt und ermahnt, dass poli-

tische Entscheidungsträger einen unheimlich schwierigen 

und komplexen Beruf haben, der oft von der breiten Masse 

zu wenig geschätzt wird.“ schreibt jemand.

„Ein Teil dieses Bürgerrates zu sein ist gefühlt als Politiker zu 

arbeiten, und das macht mich stolz.“ meint eine andere Stim-

me aus dem Bürgerrat.

Die Suche nach dem richtigen Weg

Mit dem Fahrzeug Bürgerrat kommen wir gemeinsam weiter, 

wenn es auch noch etwas holpert. „Wir irren uns voran“, 

schreibt jemand rückblickend.

„Ich habe viele Informationen erhalten. Trotzdem fehlt mir 

für Empfehlungen mehr Wissen.“ Stimme aus dem Bürgerrat.

„Schöne Idee, aber das Thema ist zu komplex, um inner-

halb kurzer Zeit vernünftig durchdachte Empfehlungen aus-

zuarbeiten.“ meint eine Stimme aus dem Bürgerrat.

Hier ist ein Spannungsfeld angesprochen, in dem sich 

dieser Bürgerrat bewegt hat. Ganz am Anfang stand die Initi-

ative von Mehr Demokratie, die Forderungen des Bürgerrats 

aus 2019 zur Erneuerung der Demokratie in den Bundestag 

zu tragen. Es folgte die Offenheit des Bundestagspräsiden-

ten und des Ältestenrates, einen weiteren Bürgerrat auszu-

probieren. Vor diesem Hintergrund entstand der Themen-

wunsch der Fraktionen „Deutschlands Rolle in der Welt“ und 

mit Hilfe ihrer Eingaben wurden die fünf Themenfelder abge-

leitet. Die einzelnen Fraktionen wünschen sich natürlich Fra-

gestellungen, die für sie anschlussfähig sind. Das kann dazu 

führen, dass besonders kontroverse, schmerzhafte Fragen, 

die die Öffentlichkeit interessieren, nicht gestellt werden.

„Der Bürgerrat ist die mildeste Form, um 

die repräsentative Demokratie zu erweitern. 

Niemand muss sich sorgen, dass damit ein 

Automatismus hin zu einer direkten Bürger­

demokratie geschaffen wird.“

Günther Beckstein, ehemaliger Ministerpräsident Bayerns 

und Vorsitzender des ersten Bürgerrats Demokratie. 

„Ein erstaunliches Experiment zur Renovie­

rung der parlamentarischen Demokratie.“

taz
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Dieser erste offiziell vom Bundestag unterstützte Bürgerrat 

war und ist ein großes Lernprojekt. Deshalb muss man auch 

berücksichtigen, was Tagesspiegel-Redakteur Armin Leh-

mann zu Beginn des Verfahrens schrieb: „In Wahrheit wäre 

der Bürgerrat mit einem konkreten Thema nie zu Stande ge-

kommen.“ Es ging bei diesem Bürgerrat vor allem darum, he-

rauszufinden, ob Bürgerräte als Instrument weiter genutzt 

und auf Bundesebene verankert werden können. Deshalb 

brauchte es eine für alle Fraktionen anschlussfähige Frage-

stellung.

Offener Lernprozess

Die Öffentlichkeit ist Teil dieses Lernprozesses. Im Zusammen-

hang mit dem Bürgerrat sind allein im Jahr 2021 fast 600 Me-

dienbeiträge (Stand Ende März) entstanden, viele davon in 

Lokalausgaben.  „Am Anfang war da dieser Brief…“, so begin-

nen Porträts und Berichte. Sie beschreiben die Verwunderung 

der Ausgelosten, das erste Misstrauen, ob es sich schlicht um 

Werbung handelt. Viele erwähnen die Neugier, das Verantwor-

tungsbewusstsein, den Stolz oder die Freude, plötzlich gefragt 

zu sein. Ein Bürgerrat – das schwingt in den meisten Berichten 

mit – ist auch ein Versprechen. „Endlich mitreden“ titelte die 

Süddeutsche, „ein erstaunliches Experiment zur Renovierung 

der parlamentarischen Demokratie“, schreibt die taz.

Dieses Versprechen, darauf Antworten zu liefern, hat der 

Bürgerrat ganz sicher eingelöst. Ein Mitarbeiter des Bundes-

tags, der den gesamten Prozess beobachtet hat, formuliert es 

so: „Das, was wir in den letzten Monaten gelernt haben, hätte 

sonst 20 Jahre gedauert.“ 

„Wichtig war, dass das Projekt von allen Frak­

tionen getragen wird, das Thema ist nicht 

entscheidend, sondern der Wille, sich demo­

kratisch neu auszuprobieren.“ 

Wolfgang Schäuble, Schirmherr

„Sind Bürgerräte mehr als ein demokratischer Sandkas-

ten?“, fragt dennoch Helmut Lorscheid auf telepolis. „Soll-

ten sie [die Ausgelosten] jedoch erfahren, dass der Bundes-

tag sich nicht einmal offiziell mit ihren Vorschlägen befasst, 

dürften sich Frustration und Enttäuschung einstellen.“ Rein-

hard Müller (FAZ) dagegen findet es richtig, „weiter auf Pro-

fis zu setzen (ohne sie zu vergöttern) und die demokrati-

schen Prozeduren nicht zu beschädigen“.

Lenz Jacobsen von der ZEIT fasst zusammen: „Ignorie-

ren kann das Parlament die Ergebnisse des Bürgerrates, den 

es sich ja selbst gewünscht hat, kaum. Aber die einzelnen 

Parteien werden einzelne Forderungen kritisieren oder lo-

ben. Die Union etwa wird sich gut überlegen, ob sie die Nach-

haltigkeitsforderungen als neuen deutschen Konsens oder 

als Ergebnis eines vermeintlichen Bias im Bürgerrat-Prozess 

verstehen will.“

„Die ausgelosten und moderierten Gremien mit ihren un-

verbindlichen ,Gutachten‘ sind für Parteien weniger angst

einflößend als der ungebändigte Volkswille. Das nächste gro-

ße Ding, auf das sich alle einigen können, sind die Bürgerräte 

also auch, weil sie (noch) niemandem weh tun.“, hatte Jacob-

sen ganz zu Anfang des Prozesses vermutet.

Und nun? Wird es letztlich vielleicht doch wehtun müs-

sen? Ist es mit Empfehlungen wirklich getan? Vermutlich 

nicht allein, aber der Anfang ist gemacht. Mittelfristig wer-

den wir über eine sinnvolle Verknüpfung von Beteiligungsin-

strumenten wie gelosten Bürgerräten, Parlamentarismus 

und direkter Demokratie sprechen müssen. Wenn die Erfah-

rungen mit dem aktuellen Bürgerrat dazu führen, dass sich 

Politiker:innen auf dieses Gespräch einlassen, weil auf allen 

Seiten Vertrauen entstanden ist, dann wäre schon viel ge-

wonnen. /

Anne Dänner

Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit 

bei Mehr Demokratie.

„Entscheiden kann ein solches Gremium 

nichts. Es soll im Idealfall frischen Wind  

bringen, neue Ideen. Es ist ein Mittel gegen 

Politikverdrossenheit und ausufernde  

Expertenherrschaft.“

FAZ

„Die Bürgerräte sollen also nicht gegen die 

Parteien und Abgeordneten durchgesetzt 

werden, sondern mit ihnen. Kooperation statt 

Konfrontation. Das gefällt der Parteipolitik 

natürlich. Scheint sich doch für sie ein Weg 

aufzutun, die Demokratie zu stärken, ohne 

selbst Macht abgeben zu müssen.“

ZEIT
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STIMMEN DER TEILNEHMENDEN  •  Unsere Demokratie lebt doch noch!  •  Es 
ist erstaunlich, was eine sehr diverse Gruppe zufällig ausgeloster Bürgerinnen 
und Bürger, gut geleitet von einer tollen Moderation, in so kurzer Zeit im Stande 
ist zu leisten. Trotz des extrem komplexen und umfangreichen Themas sind er­
staunlich gute Handlungsempfehlungen entstanden, die mit großer Übereinstim­
mung aller Beteiligten, als Stimme der Bürger seitens der Politik erst genommen 
werden sollten!  •  Der Bürgerrat hat es mir ermöglicht und mich ermutigt, mich 
neben Beruf und Familie intensiver mit politischen Themen auseinanderzusetzen.  
•  Nach anfänglich starker Skepsis bin ich überrascht und schwer beeindruckt von 
den Ergebnissen, die wir mit unserer Gruppe ausgeloster politischer Laien – aber 
mündiger Bürger – nach ehrlichen, respektvollen Diskussionen erarbeitet haben. 
Daher meine Warnung an unsere Politiker*innen: Unterschätzt nicht den gesun­
den Menschenverstand eurer Wähler*innen!  •  Der Bürgerrat hat mich motiviert, 
wieder mit offeneren Augen und Ohren auf unsere zu schützende Erde zu sehen 
und Möglichkeiten zu finden, diese ein Stückchen mitzugestalten.  •  Meine Er­
kenntnis: Ich habe meine Ansichten in vielen Punkten nun doch geändert. Danke, 
dass ich dabei sein durfte.   •  Tolle Sache der Bürgerrat, so muss Demokratie aus­
sehen.  •  Ein Teil dieses Bürgerrates zu sein ist gefühlt als Politiker zu arbeiten, 
und das macht mich stolz.  •  Das ist ja wie Schule!  •  Der Bürgerrat ist eine Erin­
nerung daran, welcher Segen es ist, in einer Demokratie zu leben!  •  In kürzester 
Zeit habe ich einen tiefen Einblick in politische Prozesse erhalten und durch einen 
respektvollen Austausch erstmals einen Zugang zu Politik bekommen, was für 
mehr gegenseitiges Verständnis gesorgt und mich unglaublich bereichert hat.  •  
Der Bürgerrat hieß für mich eine Herausforderung anzunehmen, mich politisch zu 
engagieren und Teil von etwas Großem, Ganzen zu sein, welches mich mit Stolz 
erfüllt hat.  •  Eine inspirierende Erfahrung, wie auch politisch nicht so interes­
sierte Bürger sich beteiligen und einbringen können, die sonst ungehört bleiben.  
•  Es überwiegt doch wieder die Enttäuschung. Das Gefühl, eine Chance verpasst 
zu haben, die Missstände der deutschen Außenpolitik (meine Perspektive) bes­
ser anzusprechen.  •  Meine Erfahrungen im Bürgerrat zeugen von sehr hohem 
Verständnis, respektieren von anderen, höflicher Umgangston und gelebter De­
mokratie. Die Bürger sind bereit in Verantwortung genommen zu werden.  •  Ich 
bin überrascht und erfreut. Diese ausgeloste Versammlung von Bürger*innen hat 
viele gute Vorschläge erarbeitet und eine überaus freundliche und friedliche Dis­
kussionskultur entwickelt.  •  Der Bürgerrat hat mich gelehrt und ermahnt, dass 
politische Entscheidungsträger einen unheimlich schwierigen und komplexen Be­
ruf haben, der oft von der breiten Masse zu wenig geschätzt wird.  •  Interessant 
wie viele verschiedene Meinungen und Werte es in der Welt gibt, aber alle eine 
friedliche schöne Zukunft wollen, die wir gemeinsam erreichen können, wenn wir 
alle an einem Strang ziehen.  •  Wie gut Menschen trotz unterschiedlicher Mei­
nung miteinander umgehen können, WENN die Gespräche gut moderiert werden  •  
Ich bin froh, dass ich bis zum Ende durchgehalten habe!
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globales Kunstprojekt

Während des laufenden Bürgerrates realisierte ich das Kunst-

projekt „Der Blick der Welt auf Deutschland“. Es bedeutete für 

mich eine bewegende Reise um die Welt aus meinem Homeof-

fice heraus. Ich habe mit vielen Menschen über ihre persönli-

chen Erfahrungen mit Deutschland, und auch über Deutsch-

lands Rolle in der Welt gesprochen. Zu essenziellen Statements 

entstand jeweils ein abstraktes Bild, in dem als Konstante im-

mer eine hellgraue Fläche für Deutschland steht. Diese Ge-

spräche haben mich überrascht und meine eigene Vorstel-

lung, wie wir gesehen werden, verändert. Mir kam durchweg 

ein hoher Respekt für Deutschland entgegen, sowohl was un-

sere Werte und unsere Art der Vergangenheitsbewältigung 

betrifft, aber auch für unsere praktischen Hilfseinsätze, die 

Konfliktschlichtung, usw. Auf der negativen Seite hörte ich 

deutlich weniger: Zu viel Bürokratie, an Regeln festhalten, ag-

gressive Kontrolle und Schwierigkeiten Kontakte zu Deut-

schen aufzunehmen. Viele wünschten sich, dass Deutschland 

aktiver in Führungsrollen geht. Das ließ mich doch etwas zu-

sammenzucken, denn die Angst vor unseren Schattenseiten 

lebt in mir und wohl auch im kollektiven Bewusstsein.

Ich wünsche mir, dass Deutschland eine Balance findet zwi-

schen entschlossener Führungskraft und demütiger Mensch-

lichkeit und so seine Rolle in der Welt einnimmt. In Überein-

stimmung mit den Stimmen aus anderen Ländern wünsche ich 

mir eine öffentliche Debatte darüber, wie Deutschland mit sei-

nen so hoch geschätzten Qualitäten eine positive Vision von 

sich selbst entwickeln kann – verbunden mit dem Wissen, wie 

tief man durch Selbsterhöhung fallen und zur Gefahr für ande-

re werden kann. Das entspricht genau dem letzten und ent-

scheidenden Leitsatz des Bürgerrates, dass wir selbst uns die-

se Vorbildfunktion nicht geben können, sondern wir sie uns nur 

mit selbstkritischem und gegenseitigem Lernen und konse-

quentem Handeln erarbeiten können. /

Beate Simon, Projektdokumentation unter 

www.be-art.net/der-blick-der-welt-auf-deutschland/

Eine Förderung für dieses Projekt ist leider nicht zustande ge-

kommen. Die Künstlerin bedankt sich für private Spenden an 

Beate Simon, DE94 2001 0020 0442 5392 01, BIC: PBNKDEFF 

Kennwort „Kunstprojekt global“

Die Sicht „der Anderen“ auf uns 

Ein globales Kunstprojekt von Beate Simon

„Ich denke Deutschland sollte Regeln nicht 100 % befolgen – 98 % ist besser!“ Anthony Brown, Rentner, England
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„Der Bürgerrat hat dem Bundestag seine Frage  
nach Deutschlands Rolle beantwortet, nun ist 
die Politik am Zug.“ Claudine Nierth, Vorstandssprecherin Mehr Demokratie

Für den Bürgerrat Michael Korth und Tonja 

Buchholz

„Der Bürgerrat hat zu einem Großteil die Bevölke-

rung und dessen Diversität in Bezug auf Alter, Her-

kunft, Bildungsgrad und anderen Parametern dar-

gestellt. Der Umgang der Bürgerräte miteinander 

sowie der Arbeitsstil war während des gesamten 

Bürgerrats immer offen, wertschätzend, konstruk-

tiv und ergebnisorientiert. Für die Bürgerräte war 

der Austausch miteinander und vor allem die Ent-

wicklung des Verständnisses für verschiedene An-

sichten, andere Kulturen, gesellschaftliche Le-

bensumstände und regionale Prägungen ein 

besonderer Punkt. Untermauert wurde dieser sehr 

wichtige Aspekt damit, dass die Tagungen prak-

tisch in den Wohnzimmern, WGs, im Partykeller 

oder unterm Dach stattfanden... Besonders her-

vorzuheben ist die politische Neutralität der unab-

hängigen Institute, die den Bürgerrat moderiert 

und unterstützt haben. Außerdem war die Ergeb-

nisfindung ein sehr professioneller und transpa-

renter Prozess, dass somit jeder die Chance hatte, 

sich zu den einzelnen Empfehlungen der jeweiligen 

Reisegruppen zu äußern.“

Bundestagspräsident Dr. Wolfgang Schäuble

„Das kostbarste Gut in der Demokratie ist Vertrau-

en ... Und Vertrauen ist nun etwas, was aus vielen 

Gründen vielleicht durch den schnellen Wandel, 

vielleicht durch die totalen Veränderungen in un-

ser Kommunikationswelt, durch die neuen Techno-

logien, schwächer geworden ist ... Und deswegen, 

wenn wir unser bewährtes System von parlamen-

tarischer, rechtsstaatlicher Demokratie erhalten 

wollen, dann müssen wir eben auch bereit sein, es 

zu verändern.

Jetzt haben wir Erfahrungen aus dem ersten 

Versuch und ich werde jetzt natürlich die Fraktio-

nen bitten, bitten und drängen, dass wir uns mit 

diesen Empfehlungen des Bürgerrates noch in die-

ser Legislaturperiode, so war die Absicht, auch 

beschäftigen. Auch im Bundestag, damit die Men-

Am 19.3.21 wurde das Bürger-

gutachen an Dr. Schäuble 

übergeben – coronabedingt  

war es dieses Mal nur eine sehr 

kleine Feier mit viel Abstand. 

Wir hoffen auf bessere Zeiten! 
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schen, die sich so engagiert haben, – das ist ja das 

erfreulichste an der ganzen Geschichte –, dass die 

auch eine Reaktion sehen. Und dann werden wir 

vielleicht auch überlegen, was können wir dem 

nächsten Bundestag empfehlen ...

Die Demokratie lebt davon und sie kann nur 

dann leben, wenn sich viele Bürgerinnen und Bür-

ger für diese Demokratie engagieren. Sie sind da-

für Vorbilder gewesen, herzlichen Dank.“

Marianne Birthler, Vorsitzende des Bürgerrates

„Wir erleben gerade einen feierlichen Augenblick, 

ziemlich weit entfernt von der Routine des politi-

schen Alltags.  Ich hatte das Privileg, vielen Diskus-

sionen folgen zu dürfen. Eines hat mich dabei be-

sonders beeindruckt: Über Generationengrenzen 

hinweg und auch im Wissen um beachtliche Unter-

schiede im Vorwissen oder in der Übung darin, sich 

mitzuteilen, erlebte ich Gespräche, die mit großem 

Respekt füreinander geführt wurden, offen und 

ohne heimliche Absprachen, immer im Bemühen, 

nicht nur die eigene Meinung zu behaupten, son-

dern auch die Haltung der anderen zu verstehen. 

Meine Damen und Herren, von dieser Diskurskultur 

können sich die meisten von uns, die unzählige 

Plenardebatten, Fraktions-, Ausschuss- und Vor-

standssitzungen hinter sich haben oder gar Partei-

versammlungen, eine Scheibe abschneiden.

Das Ergebnis kann sich sehen lassen, und die 

Art und Weise, wie es zustande kam, adelt es. Die 

Stärke dieses Gutachtens liegt darin, dass es ein 

Meinungsbild vermittelt, das verantwortungsvolle 

und nachdenkliche Bürgerinnen und Bürger aus 

sehr unterschiedlichen Lebensverhältnissen, 

Grundhaltungen, Generationen und Regionen ent-

wickelt haben.

Es wäre töricht, wenn die Abgeordneten des 

Bundestages dieses Kapital ungenutzt ließen. Ob 

Bürgerräte auch künftig als große Chance wahr-

genommen und genutzt werden, hängt vor allem 

davon ab, auf welche Weise der Bundestag sich 

das Gutachten zunutze macht.“ /
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Corona 
betrifft 
alle!
Beim Augsburger Corona- 

Bürgerrat trifft sich die Stadt 

zur Beratung

Text Elisabeth Rosenkranz

S
eit Herbst vergangenen Jahres 

tagt in der Fuggerstadt der Bür-

gerbeirat Corona. Auch in ande-

ren Bundesländern, etwa in Thüringen, 

ist man auf das Gremium in Augsburg 

aufmerksam geworden. Seit gut einem 

Jahr stellt sich die Corona-Pandemie 

Tag für Tag als extreme Herausforde-

rung für das gesamte gesellschaftliche 

Leben dar. Mal geht es um die Beschaf-

fung von Masken, mal um Intensivbet-

ten, mal um Notbetreuungen für Kinder, 

mal um die Nachverfolgung von Kon-

taktpersonen, mal um Testzentren. 

Unmut trotz umfassender Information

Schon früh hat die Stadtverwaltung 

Augsburg mit Oberbürgermeisterin Eva 

Weber (CSU) an der Spitze die Öffent-

lichkeit über den Umgang mit der Pan-

demie informiert. Trotzdem gab es Un-

willen. „Wie sich gezeigt hat, sind immer 

wieder offene Fragen von Bürgerinnen 

und Bürgern aufgetaucht, die der Mei-

nung waren, dass ihre Ideen und Anre-

gungen zu Corona nicht gehört werden 

und unberücksichtigt bleiben. Das hat 

zu einer vielfach ablehnenden Haltung 

gegenüber den zwingend erforderli-

chen Corona-Regelungen geführt“, 

sagt OB Eva Weber. Vor diesem Hinter-

grund hat die Stadtchefin den Bürger-

beirat Corona ins Leben gerufen: „Coro-

na berührt uns alle. Deshalb ist es mir 

sehr wichtig, mit möglichst vielen Men-

schen ins Gespräch zu kommen – wenn 

auch leider nur digital“, so Weber. Das 

von ihr selbst moderierte Gremium 

dient nicht nur der offenen Diskussion 

über coronabedingte Herausforderun-

gen auf Bürgerebene. Es bietet auch 

Gelegenheit, sich mit sechs Expertin-

nen und Experten aus der Verwaltung 

sowie fünf Mitgliedern des Augsburger 

Stadtrats – alle nur beratend – zu ver-

netzen und Lösungen zu entwickeln.

Für den Bürgerbeirat wurden über 

ein spezielles Losverfahren zehn 

Bürger:innen als repräsentativer Quer-

schnitt Augsburg ermittelt. Vorausset-

zung ist, dass alle Teilnehmenden ihren 

Wohnsitz in Augsburg haben, mindes-

tens 14 Jahre alt sind und mit ihrer Be-

werbung einen Vorschlag einreichen. 

Zwischen dem Aufruf, sich für den Bür-

gerbeirat zu bewerben und dem Ende 

der vorerst letzten Sitzung im Januar 

haben uns fast 700 Vorschläge er-

reicht“, sagt OB Eva Weber. Ein Großteil 

davon läge allerdings in der Zuständig-

keit des Freistaats oder des Bundes. 

Vor diesem Hintergrund ist festgelegt, 

dass im Bürgerbeirat ausschließlich 

Themen zur Sprache kommen, die in 

der Entscheidungskompetenz der 

Stadt liegen. Durch die Anwesenheit 

der politischen Vertreter im Beirat kön-

nen die Vorschläge unmittelbar und 

zielführend diskutiert werden. Welche 

Vorschläge das sind, entscheiden die 

Bürgerinnen und Bürger selbst. Sie 

bleiben in gleicher Besetzung für drei 

Sitzungsrunden zusammen, um über 

einen längeren Zeitraum hinweg an 

komplexen Themenstellungen zusam-

menzuarbeiten. Schule und Bildung, 

Gastronomie, Veranstaltungen und 

Kultur, sowie Aufklärung und Informati-

Elisabeth Rosenkranz

Pressesprecherin der Stadt 

Augsburg

on waren jetzt die ersten Themenkom-

plexe, die besprochen wurden.

Gewünscht wird mehr Emotion

In den bisherigen Treffen wurden vor 

allem weniger nüchterne Zahlen und 

mehr emotionale Informationen ge-

wünscht (siehe dazu auch „Stimmen 

aus dem Bürgerrat“), z. B. über die In-

tensivstation im Universitätsklinikum 

Augsburg: „Wie geht es den Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern? Wie stark ist 

die Klinik ausgelastet?“ Aber auch 

„gute Konzepte für die Zeit danach“ wa-

ren gefragt. Außerdem schärfere Kont-

rollen der Maskenpflicht, Lüftungskon-

zepte und zusätzliche Raumkapazitäten 

für Schulklassen. Und der Stadtrat be-

fasst sich derzeit mit der Prüfung einer 

Stadt-Lizenz für die Gastro-App zur Re-

gistrierung der Gäste. 

In der Folge der Beratungen wurde 

auch die Zusammenarbeit mit Medien 

verstärkt, in denen verstärkt Berichte 

von Erkrankten publiziert wurden. 

Auch psychologische Unterstützung 

einsamer Menschen in Form von „Post-

Aktionen“ an Seniorenheime von Kin-

dern wurde initiiert. 

Aus Sicht von Bundestagspräsident 

Wolfgang Schäuble (CDU) tragen Bür-

gerräte auf Bundesebene zur Stabili-

sierung von Demokratien bei. Nicht an-

ders ist das auf der kommunalen Ebene, 

wo mehrheitlich vor allem das „offene 

Ohr“ der Stadtregierung für die Anlie-

gen der Bürgerinnen und Bürger von 

den Beiratsmitgliedern gelobt wird. 

„Der Bürgerbeirat Corona ist zwar an-

strengend, aber ein guter Austausch, 

der sich lohnt. Denn sachlich streiten 

ist gut“, so ein erstes allgemeines Fazit. 

Ab 17. März geht es dann in neuer Be-

setzung weiter. /
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Stephan Hüwe, 38 Jahre, Diplom-Informatiker (FH) mit eigener Firma

Schon seit einigen Jahren bin ich politisch aktiv und interessiere mich insbesondere 

für die Kommunalpolitik der Stadt Augsburg. Als wir initial mit dem Bürgerbeirat 

gestartet sind, haben wir viele gute Ideen eingereicht, wie wir Corona besser in 

unseren Alltag integrieren können. Leider hat der Lockdown ab November, die Um-

setzungsmöglichkeiten unserer Ideen stark eingeschränkt. Gelungen ist es jedoch, 

ein Gesprächsformat auf Augenhöhe zu schaffen. Das werte ich als eine mutige 

Leistung – von allen Beteiligten – vor allem bei einem so kritischen Thema. Wir ha-

ben Fragen aufgeworfen, die sich die Bürgerinnen und Bürger in ihren verschiede-

nen Rollen täglich stellen – und wir wurden gehört. Damit ist der erste Schritt getan 

und ich hoffe, dass der nächste Bürgerbeirat bessere Chancen hat, unsere Ideen 

umzusetzen, wenn Lockerungen möglich sind. 

Gabriele Swoboda, 51 Jahre, verheiratet, 2 Kinder, technische Fachwirtin bei 

einem Energieversorger

Ich habe den Corona-Bürgerbeirat sehr positiv erlebt. Obwohl es mehr Arbeit war 

als ich erwartet hatte, hat sich der Aufwand auf jeden Fall gelohnt. In Vorbespre-

chungen haben wir die Vorschläge ausgearbeitet und priorisiert. Es war sehr inter-

essant sich mit anderen Meinungen, Sorgen und Ansichten auseinanderzusetzen. 

Unabhängig von der eigenen Situation hatten wir aber alle das gleiche Ziel: Lö-

sungsvorschläge erarbeiten. Durch einen respektvollen Umgang miteinander konn-

ten wir sehr konstruktiv arbeiten. Ich hatte immer das Gefühl, das wir ernst genom-

men wurden und es wirklich ein Interesse an unseren Vorschlägen gab. Fragen 

wurden zum Teil sofort beantwortet, einige Anliegen wurden umgesetzt, andere 

kommen erst nach dem Lockdown zum Tragen. Grenzen haben uns nur der Lock-

down und die finanziellen Möglichkeiten der Stadt gesetzt.

Gertrud Hammel, 61 Jahre, verheiratet, Soziologin im Bereich Umweltmedizin 

Die Vorgabe, nur Vorschläge zu entwickeln, die von der Stadt Augsburg selbst um-

gesetzt werden können, bedeutete eine Limitierung. Erstaunlicherweise haben wir 

dennoch die meiste Zeit mit Ideen verbracht, deren strukturelle Schwachstellen in 

der Pandemie in ganz Deutschland zu Tage treten: Gesundheitswesen, Bildungswe-

sen, Kunst und Kultur. In allen Sitzungen herrschte eine ungewöhnliche Disziplin im 

Umgang miteinander. Das war sehr angenehm, die Auseinandersetzung kam für 

meinen Geschmack dabei aber zu kurz. Der Austausch in den Sitzungen war eher 

ein bilateraler mit der Oberbürgermeisterin. Es kam keine Diskussion untereinan-

der zustande. So gab es z. B. ein Missverständnis, dass ich mehr „emotionale Infor-

mationen“ gewünscht hätte (siehe Artikel). Gemeint hatte ich aber, dass die Emoti-

onen der Bürger:innen angenommen und angesprochen werden sollten. Das ist ein 

Beispiel, dass zu wenig spontan diskutiert wurde. Unsere Ideen wurden allgemein 

aber sehr gut aufgenommen, sodass ich mich ernst genommen fühlte. Die Kommu-

nikation der Umsetzung der Vorschläge hat mir jedoch etwas gefehlt. Ursprünglich 

war die Idee, Vorschläge zu entwickeln und dann zu entscheiden, welche dieser 

Ideen an den Stadtrat herangetragen werden. Dazu kam es leider nicht mehr. Fo
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Bürgerräte

Der erste Bürgerrat Klima für Deutschland

„Letztlich wollen wir  
der Politik Mut machen.“
Im Frühjahr 2021 startet der erste bundesweite Klima-Bürgerrat.  

Ein Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen fordert, dass seine  

Vorschläge in den nächsten Koalitionsvertrag einbezogen werden.  

Die Schirmherrschaft hat der ehemalige Bundespräsident Horst Köhler  

übernommen. Zu dem Vorhaben befragte das mdmagazin Percy Vogel, 

Vorstand des Trägervereins BürgerBegehren Klimaschutz e.V.
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Bürgerräte

www.handbuch-klimaschutz.de

mdmagazin: Noch vor den Bundes­

tagswahlen einen Bürgerrat zum 

Thema Klimaschutz – das hört sich 

ambitioniert an! Warum die Eile?

Vogel: Tatsächlich ist die Entscheidung 

dazu erst Anfang Dezember gefallen, als 

klar geworden war: Die Politik selbst 

wird in dieser Legislaturperiode keinen 

Bürgerrat Klima mehr anstoßen. Die Sci-

entists For Future und wir waren uns ei-

nig, dass die breite gesellschaftliche 

Auseinandersetzung mit der Klimakrise 

nicht länger warten kann – wir brauchen 

jetzt ambitionierte Klimaschutzmaßnah-

men, um die Ziele des Pariser Abkom-

mens noch zu erreichen.

Der Bürgerrat Klima hat keinen poli­

tischen Auftrag. Warum sollten die 

Parteien auf ihn hören?

Einerseits sehen wir gerade in Frank-

reich, dass auch noch so große Verspre-

chungen keine Garantie für den Erfolg 

von Bürgerräten sind. Bürgerräte blei-

ben – bis auf Weiteres – der Willkür der 

Politik ausgesetzt. Andererseits hat 

Deutschland ein hohes Problembewusst-

sein und eine starke Klimabewegung. 

Wenn es der Zivilgesellschaft gelingt, im 

Wahlkampf die Klimafrage zur Gretchen-

frage zu machen, müssen sich die Par-

teien mit glaubwürdigen Inhalten positi-

onieren und dabei ihre potentiellen 

Wähler:innen einbeziehen und mitneh-

men. Solche Inhalte kann der Bürgerrat 

Klima liefern. Letztlich wollen wir der 

Politik Mut machen.

Was, wenn der Bürgerrat Klima sich 

als mutloser erweist, als die Politik?

Da haben wir wenig Bedenken, teils we-

gen der Erfahrungen aus vergleichbaren 

Bürgerräten, teils aus der Art und Weise, 

wie Bürgerräte funktionieren. Die Teil-

nehmenden nehmen ihre Aufgabe sehr 

ernst und sind hochmotiviert, gemein-

wohlorientierte Lösungen zu finden, 

ohne dass für sie direkte Vor- oder Nach-

teile daraus entstehen. Dennoch ist rich-

tig: Ein Bürgerrat ist kein Wunschkon-

zert, auch nicht für uns als Initiator:innen, 

und das ist gut so.

Klimaschutz ist ja ein weites Feld. 

Welche Fragen soll denn der Bürger­

rat Klima behandeln?

Er soll Maßnahmen vorschlagen, die we-

sentlich dazu beitragen, dass Deutsch-

land die Pariser Klima-Ziele erreicht, die 

es sich selbst gesetzt hat. Dabei sollen 

soziale, ökologische und ökonomische 

Aspekte im Auge behalten werden. Das 

ist die einzige Vorgabe von uns als Auf-

traggeber.

Ist das nicht eine zu große Aufgabe 

für einen Bürgerrat?

Es ist die große Aufgabe, vor die unsere 

Gesellschaft gestellt ist. Die genauere 

Auswahl von Themenfeldern und Frage-

stellungen für den Bürgerrat ist ein 

mehrstufiger Prozess, bei dem das wis-

senschaftliche Kuratorium den Aus-

gangspunkt bildet und zu dem die Bun-

destagsparteien, die Zivilgesellschaft 

und repräsentativ befragte Bürger:innen 

beitragen. Wie bei jedem Bürgerrat muss 

auch hier eine Balance zwischen dem 

Anspruch des Auftrages und dem Mach-

baren gefunden werden. Das ist die Auf-

gabe des wissenschaftlichen Kuratori-

ums und der Durchführungs-Institute 

(ifok, nexus und IPG) – und des Bürger-

rats selbst. Zugute kommt dem Prozess 

noch das „Handbuch Klimaschutz“, das 

wir zusammen mit Mehr Demokratie in 

Auftrag gegeben hatten. Es ist die erste 

1,5°C-Studie für Deutschland. Sie ist 

leicht verständlich geschrieben und 

dient als wichtige Grundlage für das 

Agenda-Setting.

Wer unterstützt den Bürgerrat Kli­

ma und wer finanziert ihn?

Der Bürgerrat Klima soll wie seine Vor-

gänger vor allem durch Stiftungsförde-

rungen finanziert werden. Zudem setzen 

wir auf eine breite Unterstützung aus 

der Öffentlichkeit – jeder kann auf www.

buergerrat-klima.de dazu beitragen, 

dass der Bürgerrat ein Erfolg wird. Zent-

ral für den politischen Erfolg ist das ste-

tig wachsende Bündnis von Organisatio-

nen, die sich hinter die Idee des Bürgerrat 

Klima stellen, sie weitertragen und sich 

im Herbst bei den Koalitionsverhandlun-

gen für seine Stimme einsetzen.

Was begeistert dich an losbasierten 

Bürgerräten?

Dass sie einen Rahmen schaffen, in dem 

Menschen aus allen Lebenslagen zu-

sammenkommen und gemeinsam an 

Lösungen arbeiten. Das ist das Gegen-

teil zu der Polarisierung und Blasenbil-

dung, die wir sonst beklagen. In Bürger-

räten geschieht etwas Transformatives. 

Das passt zu der Aufgabe, vor der wir 

stehen: Eine demokratische Transfor-

mation hin zu einer nachhaltigen Le-

bens-, Wirtschafts- und Denkweise.

Danke für das Gespräch und viel Erfolg!

www.buergerrat-klima.de
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Volksabstimmung

S
eit Jahren arbeiten wir auf den bundesweiten Volksent-

scheid hin. Die im Koalitionsvertrag vereinbarte Kom-

mission hat die Koalition ganz unten in der Schublade 

versenkt. Und dann verabschiedeten sich auch noch die Grü-

nen von Volksentscheiden auf Bundesebene. Aber die Zeit ist 

reif, längst. Und deshalb denken und handeln wir jetzt größer. 

Der Bundestag führt sie nicht ein – jetzt organisieren wir paral-

lel zur Bundestagswahl die erste bundesweite Volksabstim-

mung in der Geschichte der Bundesrepublik einfach selbst.

Eine Million Teilnehmende wollen wir dieses Jahr mindes-

tens erreichen. Der Druck auf die Politik wird groß sein. Und 

wenn er noch nicht reicht, warum sollten wir in 2022 nicht 

noch eine größere Abstimmung organisieren? Dann mit 10 

Millionen Teilnehmenden. Und in 2023 noch eine… bis die 

bundesweite Volksabstimmung gesetzlich eingeführt wird.

Mit großer Unterstützung von Aktiven und Spender*innen 

konnten wir im letzten Jahr erfolgreich die Probeabstimmung 

durchführen. 50.000 Menschen haben daran teilgenommen. 

Zu Beginn des Jahres haben wir uns professioneller aufge-

stellt, einen eigenen Rechtsträger, den Verein ABSTIMMUNG21 

gegründet und hauptamtliche Beschäftigte angestellt. 

2021 geht es nun richtig los. Neben der Wahl eines neuen 

Bundestages im September werden die Menschen über vier 

gesellschaftlich relevanten Themen abstimmen können. 

ABSTIMMUNG21: 
Ich, Du, Wir alle machen den 
bundesweiten Volksentscheid! 
Text Daniel Schily und Olaf Seeling

Worüber wird abgestimmt? Die Themen

Zwei Themen waren von Anfang an gesetzt: „1,5 Grad Klima-

wende“ und die gesetzliche Einführung bundesweiter Volks-

abstimmungen. 

Die Klimakrise ist eine der größten Herausforderungen 

unserer Zeit. Im Hintergrund haben Karl-Martin Henschel 

(Hrsg. Handbuch Klimaschutz), Sebastian Grieme und Nick 

Heubeck von Fridays For Future sowie GermanZero über Mo-

nate hinweg einen Abstimmungsvorschlag zur Klimawende 

ausgearbeitet. Wir sind sehr froh, dass es für ABSTIMMUNG21 

zu dieser Kooperation gekommen ist.

Für bundesweite Volksabstimmungen liegt seit langem 

ein ausgearbeiteter Gesetzentwurf von Mehr Demokratie 

e.V. und dem Omnibus für direkte Demokratie vor. 

Der erste Schritt: openPetion und change.org

In einer bisher einmaligen Kooperation haben die beiden Pe-

titionsportale change.org und openPetition in einem eigens 

für ABSTIMMUNG21 eingerichteten Votingverfahren jeweils in 

Eigenregie die Themen Nr. 3 und 4 ermittelt. Am 8. Februar 

2021 fiel der Startschuss. Hunderte Petitionen wurden einge-

reicht und tausendfach unterschrieben. Je Portal wird die 

Petition, die zum 31. März die größte Zustimmung erreicht 

hat, bei ABSTIMMUNG21 auf dem Stimmzettel landen. Beim 

UNSER ZIEL

TEILNEHMER*INNEN

1 0 0 0 0 0 0
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Olaf Seeling

Mitglied bei Mehr Demokratie und 

Mitinitiator von Abstimmung 21.

Daniel Schily

Mitgründer von Mehr Demokratie 

und Vorstandsmitglied bei 

Democracy International.

SIE SIND HERZLICH EINGELADEN

n	 Zum Start: Bestellen Sie die Abstimmungsun-

terlagen über unsere Webseite (www.ABSTIM-

MUNG21.de) und machen Sie die Abstimmung 

im Familien-, Freundes- und Kollegenkreis 

bekannt. Leiten Sie dazu unsere Newsletter 

weiter, berichten Sie Ihren Liebsten in einer 

Mail von der Kampagne und teilen Sie unsere 

Seiten bei Twitter, Facebook und Instagram. 

n	 Und dann in die Vollen: Werden auch Sie vor 

Ort aktiv. Kontaktieren Sie uns: aktive@

abstimmung21.de 

DIE WICHTIGSTEN TERMINE AUF EINEN BLICK

n	 Mai: Start der Vorort-Aktionen  

& Hausparlamente

n	 01.05.: digitale Veröffentlichung  

des Abstimmungsheftes

n	 Anfang August: Präsentation der  

Ergebnisse aus den Hausparlamenten

n	 bis 14.08. Zustellung der  

Abstimmungsunterlagen

n	 18.09. Einsendeschluss der  

Abstimmungsunterlagen

n	 21.09. Öffentliche Bekanntmachung  

der Abstimmungsergebnisse

n	 26.09. Wahl des Deutschen Bundestags

Schreiben dieses Artikels wissen wir noch nicht, welche The-

men es geworden sind, aber während Sie ihn lesen, hat das 

Votum unzähliger Menschen bereits darüber entschieden.

Der zweite Schritt: Das Gespräch und die Mobilisierung

Wenn das Voting abgeschlossen ist, stehen die vier Abstim-

mungsthemen fest. Und wenn das gemacht ist – hoffentlich 

machen viele mit – kommt der zweite Schritt. 

Von Mai bis August wollen wir die Menschen vor Ort und 

digital ins Gespräch bringen. Und wir wollen möglichst viele 

Menschen dazu bewegen an der Abstimmung teilzunehmen. 

Dafür werden wir spannende Mitmachangebote anbieten. 

Auch openPetition und change.org werden nach dem Voting 

ihre Communities aktivieren.

Vor Ort aktiv werden

Unser Angebot für Sie, vor Ort selbst aktiv zu werden: Jeder 

und jede soll für sein und ihr Herzensthema werben können. 

Machen Sie die Abstimmung bekannt und verteilen Sie Ab-

stimmflyer in Briefkästen. ABSTIMMUNG21 koordiniert und 

unterstützt dabei jede und jeden, der aktiv werden will, und 

zwar so, dass Sie in Ihrem ganz eigenen zeitlichen Rahmen 

UNTERSTÜTZT SIE UNS MIT  

EINER SPENDE AN:

Mehr Demokratie Hamburg e. V.

Bank: GLS Bank

IBAN: DE67 4306 0967 0040 2000 01

BIC: GENODEM1GLS

Stichwort: Abstimmung 2021

und Umfeld tätig sein können, gemeinsam mit anderen oder 

bei Spaziergängen mit dem Hund. Wir liefern Textvorlagen, 

Flyer, Sharepics, Widgets und was Sie sonst brauchen kön-

nen. Schauen Sie auf unsere Webseite oder rufen Sie uns an. 

Bereits jetzt können Sie vermerken, dass Sie mithelfen wol-

len! Wir freuen uns auf Sie!

Debatte und Meinungsbildung 

Neben der Mobilisierung für eine möglichst große Beteiligung 

wollen wir auch Raum schaffen, über die Abstimmungsthemen 

ins direkte Gespräch zu kommen. Grundlage für die Meinungs-

bildung wird das Abstimmungsheft sein, das digital im Mai ver-

öffentlicht wird. Darüber hinaus wird openPetition sogenannte 

Hausparlamente zu allen vier Themen anbieten. Hier sind alle 

eingeladen, die verschiedenen Standpunkte kennenzulernen 

und zu diskutieren und sich ihre Meinung zu bilden.

Viele Menschen werden sich beteiligen, weil sie zu einem 

der Themen abstimmen wollen. Damit kommen sie unweiger-

lich auch in Berührung mit den Fragen der direkten Demokra-

tie. Eine Riesenchance, mit den Menschen über unsere Ziele 

ins Gespräch zu kommen, Vorbehalte abzubauen, direkte De-

mokratie erlebbar und bekannter zu machen. /



Migration und Demokratie

D
ie meisten geflüchteten Men-

schen kommen aus Krieg und 

Diktatur. Obwohl sie auch in 

Deutschland bisher meistens nicht wäh-

len können, ist ihre Wertschätzung für 

die Demokratie oft sehr groß. Viele ent-

wickeln ein neues politisches Vertrauen, 

viele entscheiden sich, deutsche 

Staatsbürger:innen zu werden. In der 

Zeitung „nid" (Neu in Deutschland. Zei-

tung über Flucht, Liebe und das Leben) 

ergreifen geflüchtete Frauen und Män-

ner seit 2016 in Deutschland das Wort.

Als Hilfsprojekt für Geflüchtete in Bo-

chum gestartet, entwickelte die Initiative 

„nid“ sich in fünf Jahren zu einem preis-

gekrönten literarischen Demokratiepro-

jekt. Die Texte der Zeitung regen an zum 

Dialog – und zum Perspektivwechsel.

Die Dinge von verschiedenen Seiten 

betrachten, das gehört zu den Grundfä-

higkeiten einer pluralen Gesellschaft. In 

den deutschen Parlamenten sind die 

Stimmen neu zugewanderter Menschen 

noch sehr wenig vertreten, auch weil 

wenige die deutsche Staatsbürger-

schaft besitzen. Aber es gibt sie, die 

Orte der Mitsprache: In besonderen 

Gremien wie Bürgerräten und in Publi-

kationen wie „nid“.

Dorte Huneke-Nollmann, Initiatorin und 

Herausgeberin der Publikation  

„Neu in Deutschland. Zeitung über 

Flucht, Liebe und das Leben“

Sauerstoff und Demokratie

In meiner Heimat Syrien habe ich Luft 

geatmet, die mir zwar Sauerstoff ge-

spendet hat, aber wegen des Krieges ist 

unsere Luft seit vielen Jahren ver-

schmutzt. Die Menschen atmen diese 

Luft ein. Sie kratzt und schmerzt im Hals 

und setzt sich in unseren Lungen fest.

Seit ich in Deutschland bin, atme ich 

wieder freier. Ich atme eine andere Luft, 

sie ist etwas kälter in meinen Lungen, 

aber sie enthält noch etwas anderes: In 

Deutschland atme ich mit dem Sauer-

stoff auch Frieden und Demokratie.

Es ist ein schönes Gefühl, wenn die 

Menschen in ihrem Land bei politischen 

Von der 
Sehnsucht 
nach 
Demokratie

34



35

Migration und Demokratie

Wahlen frei wählen können, ohne das 

Ergebnis im Voraus zu kennen ... Meine 

Meinung und meine Fragen möchte ich 

frei äußern können. In Deutschland 

kann ich selbst leider nicht zur Wahl ge-

hen. Aber die Menschen um mich her-

um, die hier aufgewachsen sind, genie-

ßen diese Freiheit, und das spüre auch 

ich. Ich kann sagen, was ich denke – ich 

atme Demokratie.

Von Hiba Hasan (2021)

Ohne anderen auf die Füße zu treten

Ich bin in einer patriarchalischen Ge-

sellschaft und Familie aufgewachsen. 

Unterdrückung gehörte zu unserem 

Leben. Die Erziehung meines Vaters 

bestand nicht in der Anerkennung, 

sondern in der Aberkennung meiner 

Leistungen.

In Deutschland gefällt mir, dass die 

meisten Menschen es positiv betrach-

ten, wenn etwas kritisch gesehen wird. 

Ich habe gehört, dass die Kinder bereits 

in der Schule lernen, eine eigene Mei-

nung zu entwickeln. Das finde ich toll. 

Traditionen und andere Gewohnheiten 

dürfen kritisiert und überdacht werden. 

Natürlich muss ich es auch aushalten 

können, selbst kritisiert zu werden.

Bei meinen Landsleuten habe ich 

hingegen die Erfahrung gemacht, dass 

die meisten es nicht gut finden, wenn 

ich etwas kritisiere. Vor allem, wenn es 

unser Land, die arabische Kultur oder 

den Islam betrifft. Sie sagen, ich sei 

„deutschisiert“. Wir sind jetzt in 

Deutschland und jeder Einzelne von uns 

versucht, hier einen Platz für sich zu fin-

den, dazu zu gehören. Manchmal habe 

ich den Eindruck, dass ich mich ent-

scheiden muss, ob ich zur deutschen 

Gesellschaft dazugehören möchte und 

mich so verhalte, wie es hier wertge-

schätzt wird – oder ob ich auf einer klei-

nen arabischen Insel mitten in Deutsch-

land leben möchte. Zur Zeit bin ich 

irgendwo dazwischen, das gibt mir we-

nig Boden unter den Füßen.

Khaled Al Rifai (2018)

„Unserer zweiten Mutter Deutschland haben 

wir viel zu verdanken, aber auch viel zu geben 

– das versprechen wir Ihnen.“

Marwan Alfneesh

 

Wenn wir die Menschenrechte wirk­

lich ernst nehmen

In den sozialen Medien schreiben viele 

Menschen aus meiner Heimat häufig da-

von, dass Mädchen und Frauen in Europa 

rassistisch behandelt werden, weil sie 

ein Kopftuch tragen. Oder dass diese 

Frauen nicht die gleichen Chancen auf 

dem Arbeitsmarkt haben. Viele Men-

schen aus unseren Ländern sind wütend 

und schimpfen auf den Westen, dass es 

hier keine Meinungsfreiheit gebe und die 

Menschenrechte nicht eingehalten wür-

den. Sie fühlen sich in ihrer Glaubens-

freiheit eingeschränkt, lehnen kritische 

Äußerungen über den Islam ab und kla-

gen über Rassismus.

In sehr weiten Teilen habe ich Ver-

ständnis für diese Menschen. Es ist im-

mer schlimm, Diskriminierung zu erle-

ben und ich sehe auch, dass das 

Kopftuch dabei eine Rolle spielt. Aber 

wie laut dürfen wir schimpfen, wenn in 

unseren eigenen Gesellschaften das 

Kopftuch ebenfalls eine solche Rolle 

spielt, nur umgekehrt?

Wenn wir dafür kämpfen, dass Frau-

en das Recht haben, auch in westlichen 

Gesellschaften ein Kopftuch zu tragen, 

ohne diskriminiert zu werden, dann 

sollten wir umgekehrt auch dafür 

kämpfen, dass Frauen in konservativen 

islamischen Gesellschaften das Recht 

haben, kein Kopftuch zu tragen, ohne 

deshalb diskriminiert zu werden.

Ich spreche aus eigener Erfahrung, 

denn ich bin eine Frau, ich trage kein 

Kopftuch und ich komme aus einer Regi-

on, in der dies eine Rolle spielt ... Manch-

mal ertappe ich mich bei dem Gedan-

ken, dass ich wünschte, Europa sei 

gegenüber den Andersdenkenden weni-

ger tolerant, jedenfalls gegenüber den 

radikal Andersdenkenden. Denn was ich 

in meiner Heimat an Intoleranz erfahren 

habe, möchte ich gar nicht tolerieren. 

Aber noch schöner wäre es natürlich, 

alle Menschen würden einfach lernen, Fo
to

s:
 S

an
d

ra
 S

ch
u

ck
; G

ra
fi

k:
 K

at
ja

 P
ri

en



www.mehr-demokratie.de | Nr. 127 | 2/202136

die anderen in Ruhe zu lassen, denn das 

ist doch die europäische Idee, die uns 

hier Zuflucht gegeben hat, oder?

Lamia Hassow (2021)

 

Bundestagswahl 2017

Wahlen – damit habe ich mich bis zu 

diesem Jahr noch nie wirklich ausein-

andergesetzt.

Als ich noch in Syrien lebte, war ich 

ein Kind, mein Verstand war nicht reif. 

Ich konnte nicht erkennen, dass um 

mich herum eine bestimmte Ideologie 

herrschte, der auch ich folgen sollte. Als 

ich mein Land verließ, hörte ich zum 

Migration und Demokratie

ersten Mal andere Meinungen. Diese Er-

fahrung hat mich stark geprägt und 

mein Verständnis von Politik vollständig 

verändert.

Zuvor bedeutete Politik für mich, zu 

der einen Partei zu gehören, den einen 

Präsidenten zu wählen. Zur Wahl zu ge-

hen, bedeutete: Den Präsidenten zu 

wählen. Wer nicht zur Wahl ging, setzte 

sein eigenes Leben der Gefahr aus, ver-

haftet zu werden.

Am 24. September 2017 erlebte ich 

zum ersten Mal die Bundestagswahlen 

in Deutschland. Ich war traurig, dass ich 

noch nicht wählen durfte. Ich würde ger-

ne meine Stimme abgeben und einen 

minimalen Teil dazu beitragen, dass die 

Mehr Demokratie tritt für 

ein Ausländer:innen-Wahl-

recht ein. www.mehr-demo-

kratie.de/fileadmin/pdf/

Positionen17_Reform_Bun-

destagswahlrecht.pdf

www.nid-zeitung.de

Politik in eine Richtung geht, die ich für 

richtig halte. Den Wahlkampf und die 

Diskussionen um aktuelle Themen habe 

ich intensiv verfolgt.

Am Wahltag ging ich mit einer Kolle-

gin in ein Wahllokal, um mir anzuschau-

en, wie die Abstimmung in diesem Land 

verläuft.

Ich war erstaunt, wie leer das Wahl-

lokal war. Überrascht war ich auch, dass 

die Wahl von ehrenamtlichen Helferin-

nen und Helfern überwacht wurde, nicht 

von staatlichen Beamten. Das gefiel mir 

gut. Ich würde das auch gerne einmal 

machen: mithelfen und die Menschen 

dabei beobachten, wie sie ihre Stimme 

für dieses Land abgeben. Aber diese 

Aufgabe darf nur übernehmen, wer zur 

jeweiligen Wahl auch berechtigt ist.

Khaled Al Rifai, der 2017 über das 

Wählen geschrieben hat, ist inzwischen 

deutscher Staatsbürger und wird in 

diesem Jahr selbst wählen können.

„Kritik ist in Deutschland nicht strafbar – sie ist 

sogar erwünscht. Beleidigungen sind strafbar.“

Issam Alnajm
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Diesem Heft liegt ein Flyer bei. 

Vermutlich ist er Ihnen schon entgegengefallen. Er enthält nichts, das Sie nicht 

schon wissen. Selbstverständlich dürfen, aber brauchen Sie ihn nicht lesen. Er ist 

nämlich gar nicht für Sie bestimmt – jedenfalls nicht, um Sie zu informieren. Be-

stimmt wundern Sie sich jetzt. Nun ja, der Flyer ist not-wendig. Er soll unsere „Not“ 

wenden. Wir sind nämlich überarbeitet. Dauernd. Ein Projekt folgt dem anderen. 

Und immer ist die Decke zu dünn. Wir brauchen mehr Schultern, um die Arbeit zu 

tragen. Mehr Mitglieder. In dem Flyer findet sich ein Beitrittsformular. Sie haben so 

eines irgendwann einmal ausgefüllt. Schließlich sind Sie ja Mitglied. Dafür sind wir 

sehr dankbar. Sonst gäbe es Mehr Demokratie gar nicht. Nun probieren wir unent-

wegt, weitere Menschen von einer Mitgliedschaft zu überzeugen: Wir schreiben 

Briefe, telefonieren, reden und reden. 10.000 Mitglieder und Förderer zählen wir 

bereits. Wir sind viele, aber bei den vielen Themen, die wir bearbeiten, auch viel zu 

wenige. Sie können uns helfen. Mit dem Flyer. 

Bestimmt gibt es in Ihrer Nähe Menschen, die so ticken wie Sie, Verwandte, Freun-

de und Bekannte, Kolleginnen und Kollegen. Für eine oder einen von denen ist der 

Flyer bestimmt. Wir wären also dankbar, wenn Sie ihn bei Gelegenheit weitergeben 

würden. Nehmen wir an, jede und jeder von uns macht das, dann erreichen wir fast 

10.000 Menschen. Und wenn von denen die Hälfte den Flyer aufschlägt, liest … und 

davon zehn Prozent einen Stift nehmen und das Beitrittsformular ausfüllen – dann 

wären wir schon 500 Mitglieder mehr. 500 Menschen, die unser politisches Ge-

wicht steigern, 500 Hoffnungsträgerinnen und -träger, die auf eine andere politi-

sche Kultur setzen, auf mehr Mitbestimmung, ein modernes Wahlrecht, eine faire 

direkte Demokratie. Das würde uns voranbringen. 

Sie müssten nur den Flyer weitergeben, vielleicht mit ein paar Worten, dass 

und wie Ihnen dieser Verein am Herzen liegt. Das wäre großartig. 

Vielen Dank. 

Ihr Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher 
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Stehen die USA vor 
einem demokratischen 

Neubeginn?
Antworten von Daniela Vancic (Democracy International) und 

Joe Mathews (Magazin Zócalo Public Square)



39

USA

Wie seht Ihr den aktuellen demokratischen Prozess?

Daniela Vancic: Das demokratische System und der rechtli-

che Rahmen in den USA ist veraltet. Es gibt große Diskrepan-

zen zwischen den Staaten, einschließlich Stimmrechte und 

Gesetze. Viele Staaten haben keine automatische Wählerre-

gistrierung, einige Staaten können einem Einzelnen das Wahl-

recht auf Lebenszeit entziehen. Manche Staaten praktizieren 

eine Manipulation der Wahlgemeinden und -bezirke, um einer 

bestimmten Partei einen unfairen Vorteil zu verschaffen. Im-

mer mehr Bürger:innen haben auch begonnen, sich mit dem 

undemokratischen Charakter des Wahlmänner-Kollegiums zu 

befassen (siehe Kasten).

Diese Verfassungsfehler werden jetzt auch von Durch-

schnittsamerikanern diskutiert. Insgesamt kann man auf-

grund der zunehmenden zivilen Bewegungen auf die demo-

kratische Zukunft der USA hoffen, doch eine grundlegende 

Veränderung erfordert einen starken politischen Willen, der 

bisher noch fehlt.

Joe Mathews: Auf nationaler Ebene war die amerikanische 

Demokratie immer schwach entwickelt. Jetzt ist sie in der Kri-

se. Immer mehr Amerikaner:innen erkennen, dass das natio-

nale System unfair und antidemokratisch ist. Die Macht des 

Präsidenten ist so groß, dass er eine Sicherheitsbedrohung 

für das Land und die Welt darstellt. Die Exekutive kann den 

begrenzten Schutz der Menschenrechte in der amerikani-

schen Verfassung leicht übergehen. Der nicht gewählte 

Oberste Gerichtshof trifft die größten Entscheidungen. Der 

Senat, mit jeweils zwei Repräsentant:innen für jeden Staat, 

unabhängig von der Anzahl der Bevölkerung, ist ein Hohn für 

Amerikas demokratische Ansprüche. Der Senat gibt den 

Stimmen der ländlichen und weißen Bevölkerung mehr Ge-

wicht und erlaubt eine Minderheitsherrschaft durch die Repu-

blikanische Partei. Nach diesem System werden 2040 bis zu 

70 Prozent der Amerikaner:innen in 15 sehr unterschiedlichen 

Staaten leben, aber der Senat wird von den anderen 30 Pro-

zent des Landes kontrolliert werden. 

Welche Unterstützung erhofft ihr Euch von einer Biden-

Regierung?

D.V.: Ich hoffe, dass die Biden-Regierung einige dieser zentra-

len demokratischen Probleme angeht, um so eine weitere 

Verschlechterung des Vertrauens in die Institutionen zu ver-

hindern. Auf Bundesebene können viele Maßnahmen ergrif-

fen werden, beispielsweise die Verabschiedung von Stimm-

rechtsgesetzen, die eine stärkere Wahlkontrolle ermöglichen 

und diskriminierende Wahlbarrieren beseitigen. Ich hoffe 

auch auf umfassende Änderungen der Sozialprogramme, ein-

schließlich Gesundheitswesen, Bildung und eine Abschaffung 

des unfairen Steuersystems.

J.M: Ich habe wenig Hoffnungen. Ich bin Kalifornier und mir 

würde ausreichen, wenn die Biden-Administration die ständi-

gen Angriffe auf Kalifornien beenden würde, die wir unter der 

Trump-Administration erlebt haben. Unsere Einwanderer und 

ihre Familien brauchen einen rechtlichen Status und Schutz, 

aber ich bin skeptisch. Biden war Teil einer Obama-Administ-

ration, die sich an rücksichtsloser Massenabschiebung von 

Einwanderern beteiligte.

Was sind die wichtigsten Schritte, um die demokratische 

Beteiligung zu verbessern?

D.V.: Jetzt, da die Demokratische Partei die Mehrheit hat, 

müssen sie den demokratischen Prozess zur Priorität ihrer 

Partei machen. Ein Mehrparteiensystem wäre dafür die bes-

te Lösung und würde die unterschiedlichen Ansichten von 

über 350 Millionen Amerikaner:innen besser widerspiegeln 

und die Dialogbereitschaft zwischen den Parteien fördern. 

Leider ist die Realität jedoch, dass die Überwindung des 

Zweiparteiensystems keine echte Möglichkeit ist. Das „The 

winner takes it all“- System müsste dafür abgeschafft wer-

den, bei dem jeder Distrikt nur einen Top-Gewinner hat. Dann 

könnten die Bürger:innen ihre Stimme Kandidat:innen in der 

Reihenfolge ihrer Präferenz zuweisen. Dies könnte Drittkan-

didaten einen echten Schub geben und die Bürger:innen wür-

den nicht weiter zögern, weil ihre Stimme an einen Drittkan-

didaten nicht verloren ist. Bisher aber werden künstliche 

Mehrheiten geschaffen, die eine Regierungsbildung ohne 

Koalitionspartner ermöglichen. Daher treten viele der ernst-

Daniela Vancic arbeitet für Democracy 

International und lebt derzeit in Köln.

www.democracy-international.org/de

Fo
to

s:
 li

n
ks

: f
re

ep
ik

.c
o

m
/p

ik
is

u
p

er
st

ar
; r

e
ch

ts
: E

d
d

a 
D

ie
tr

ic
h

/D
em

o
cr

a
cy

 In
te

rn
at

io
n

al



USA

haften Kandidat:innen (wie z. B. der Sozialist Bernie Sanders) 

einer der beiden größeren Parteien bei.

Eine kurzfristige Lösung besteht darin, dass jede Partei 

erneut prüfen muss, wie breit sie die Koalitionen innerhalb 

ihrer Partei zulassen will: Wie weit rechts wird die Republika-

nische Partei dies zulassen? Inwieweit werden die Demokra-

ten die Linken der Partei in ihre Parteiplattform einbezie-

hen? Es ist noch viel zu tun, um die Menschen davon zu 

überzeugen, dass die Wahlreform für die Biden-Regierung 

Priorität haben muss. Wir müssen die demokratischen Refor-

men mit den realen Problemen der Menschen verbinden und 

ihnen so verständlich machen, warum das bisherige Macht-

system die Gesundheitsversorgung, den Mindestlohn, die Bil-

dungsreform und all die anderen Probleme blockiert, die die 

Menschen gelöst haben wollen.

DAS WAHLSYSTEM

Die gesellschaftliche Polarisierung bildet die 

Polarisierung der beiden Parteien ab – und umge-

kehrt. Eine Ursache ist dabei das Wahlrecht, bei 

dem ein Kandidat gewinnen kann, obwohl er 

keine Mehrheit der Stimmen hat. Das Modell der 

Wahlmänner ignoriert das Grundprinzip „eine 

Person, eine Stimme“. Jeder Staat erhält eine 

bestimmte Anzahl von Wahlstimmen. Um die 

Präsidentschaft zu gewinnen, muss ein Kandidat 

mindestens die Hälfte der Wahlstimmen gewin-

nen. Es gilt: „the winner takes it all“, das heißt, 

die Partei, die die Mehrheit der Wahlkreise für 

sich entscheidet, erhält dadurch alle Wahlleute. 

Die anderen Stimmen verfallen. Ein solches 

System befördert die Bildung zweier konfronati-

ver Blöcke.

Nicht jeder Wahlmann repräsentiert die gleiche 

Anzahl an Bürgern. So kommt es, dass derjenige, 

der am Ende Präsident wird, nicht unbedingt die 

meisten Stimmen bekommen hat. Das gilt auch 

für den Senat: Nur 2 Senatoren für jeden Staat, 

egal ob er einen Riesenanteil der gesamten USA 

Bevölkerung hat (wie z. B. Kalifornien) oder nur 

einen kleinen Bevölkerungsanteil wie z. B. North 

Dakota. Im Repräsentantenhaus ist dagegen die 

Bevölkerung proportional vertreten. In jedem 

Distrikt wählt die Bevölkerung direkt ihren 

Repräsentanten per Mehrheit. Die Person mit 

den meisten Stimmen gewinnt, so dass auch hier 

die Vertreter:innen kleiner Parteien kaum eine 

Chance haben. Ein Grund dafür gilt für alle 

Wahlkämpfe: Er muss privat finanziert werden.

Joe Mathews schreibt die wöchentliche 

Kolumne Connecting California, die in 30 

Medien erscheint. 

www.zocalopublicsquare.org

J.M.: Um es ganz offen zu sagen: Die USA brauchen eine neue 

Verfassung, wenn es eine nationale Demokratie sein soll. Eine 

verfassungsrechtliche Neugründung ist überfällig – unser 

Gründungsdokument ist 230 Jahre alt. Die Vereinigten Staa-

ten müssen die Macht des Bundes schrumpfen lassen und 

mehr Autorität an die Staaten und an die Kommunen zurück-

geben. Bis dahin sollten wir mit einem Änderungsantrag be-

ginnen, der klarstellt, dass das Wahlrecht nicht eingeschränkt 

werden kann.

Welche Entwicklung muss stattfinden, um die Spaltung 

des Landes zu verändern?

D.V.: Die größte destruktive Ursache ist das kaputte Informa-

tionsökosystem. Die Hauptnachrichtenquelle vieler 

Amerikaner:innen sind unzuverlässige Netzwerke, die auf 

Verschwörungen, Lügen und politischem Zynismus beruhen. 

Diese Desinformation hat zu einer Bewegung verzweifelter 

und paranoider Menschen geführt. Medien müssen für die 

Verbreitung von Verschwörungstheorien zur Rechenschaft 

gezogen werden. In den Schulen muss Staatsbürgerkunde 

und Faktenfindung gelernt werden. Es müssen mehr Dialoge 

und Beteiligungsprozesse durchgeführt werden, die die Auf-

merksamkeit der Medien auf sich ziehen. Der Gedanke, die 

jetzige Verfassung abzuschaffen wird von vielen Seiten auf 

Abneigung und Angst stoßen. Es ist jedoch genau dieses sehr 

schwierige Gespräch, das geführt werden muss, denn die 

amerikanische Demokratie braucht eine neue Verfassung, um 

zu überleben.

J.M.: Ich glaube, dass die USA ihre Spaltungen annehmen 

und ein neues demokratisches System aufbauen müssen, das 

anerkennt, dass die Unterschiede real sind. Eine Möglichkeit, 

die Unterschiede zu verwalten, besteht darin, Regionen, Staa-

ten und Gemeinden mehr Autonomie zu bieten. Es gibt keinen 

guten Grund, warum Kalifornien keine autonome Region oder 

gar ein unabhängiges Land sein könnte, das Teil einer ameri-

kanischen Union nach Art der EU ist.

Das Interview führte Dieter Halbach
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Rezension

Zur Rolle politischer 
Parteien 
Eine Rezension von Frank Rehmet

D
ie Konrad-Adenauer-Stiftung 

hat vor kurzem einen neuen 

Band ihrer Schriftenreihe zur 

politischen Bildung veröffentlicht. Mehr 

als 20 Autor:innen analysieren unter-

schiedliche Aspekte der politischen Par-

teienlandschaft. Zentrale Fragestellun-

gen sind, wie sich Parteien in Deutschland 

entwickelt haben und vor welchen Her-

ausforderungen sie stehen. Florian Hart-

leb widmet sich darüber hinaus den eu-

ropäische Parteienfamilien und Karsten 

Grabow populistischen Parteien.

Nach der Einleitung von Robert Grü-

newald werden in Kapitel 2 die Grundzü-

ge des deutschen Parteiensystems skiz-

ziert – darunter der gute Beitrag von 

Uwe Jun zu „Entstehung, Typen, Funkti-

onen und Organisation von Parteien“ (S. 

21–50).

Kapitel 3 beinhaltet Beiträge zum 

Wandel des Parteiensystems. Der Bei-

trag von Elmar Wiesendahl zum „Auf-

stieg und Niedergang“ (S. 123–146) der 

beiden großen Volksparteien CDU und 

SPD ist dabei herausragend. Er benennt 

parteiinterne Fehler, zeigt zugleich aber 

auch Zukunftschancen für große Partei-

en auf. Dabei empfiehlt er eine breitere 

Beteiligung der Parteibasis.

In Kapitel 4 werden „Zukunftsstrate-

gien der politischen Parteien“ erörtert. 

Einzelne Beiträge beschäftigen sich da-

bei mit der historischen Entwicklung 

einzelner Parteien (zum Beispiel Bünd-

nis 90/Die Grünen oder die FDP).

Im 5. Kapitel „Plädoyer für das Par-

teiensystem“ befinden sich schließlich 

drei Beiträge. Im dritten, sehr lesens-

werten Beitrag erörtert Eike-Christian 

Hornig das Thema „Direkte Demokra-

tie?“ (S. 445–462). Er warnt – völlig zu 

Recht – vor einer Überhöhung und My-

thologisierung von Volksentscheiden. Er 

zeigt, dass es eine Verbindung von di-

rekter Demokratie und Parteienwettbe-

werb gibt und Parteien wichtige Akteure 

in direktdemokratischen Verfahren sind. 

Sie nutzen Volksbegehren selbst und 

leisten generell einen sehr wichtigen 

Beitrag bei der Meinungsbildung vor 

Volksentscheiden.

Fazit und Bewertung

Der Sammelband ist gelungen und er-

reicht sein Ziel: Er vermittelt grundle-

gendes Wissen über das Parteiensys-

tem und dessen Herausforderungen. 

Die einzelnen Beiträge sind mit meist 

etwa 20 Seiten nicht zu umfangreich 

geraten und beinhalten jeweils weiter-

führende Literatur.

Zu kritisieren sind nur wenige for-

melle Aspekte: Erstens verzichten die 

Beiträge auf die Nummerierung der 

Zwischenüberschriften, dadurch leidet 

die Übersichtlichkeit etwas. Zweitens 

hätte sich der Rezensent ein abstract 

für jeden Beitrag gewünscht. Dies hätte 

den etwas eiligeren Leser:innen mehr 

Orientierung gegeben. Drittens ist die 

Zuordnung von manchen Beiträgen zu 

Kapiteln ein wenig zu beanstanden.

Eine inhaltliche Anmerkung zum 

Schluss: Die Autor:innen bleiben meist 

der innerparteilichen Perspektive ver-

haftet. Überlegungen, dass Parteien und 

Parlamente sich für neue Beteiligungs-

verfahren außerhalb der Partei-Arenen 

öffnen und dort politisch gestaltend wir-

ken, vertieft nur Hornig in Kapitel 5 aus-

führlicher. Dabei steckt vermutlich im 

verbesserten Austausch mit 

Bürger:innen viel Modernisierungspo-

tenzial für Parteien. Die Leistungen und 

Funktionen von Parteien sind zumeist 

unbestritten. Bei vielen Demokratie-Re-

formdebatten geht es vielmehr um sinn-

volle Ergänzungen der parlamentari-

schen, von Parteien stark geprägten 

Meinungsbildungs- und Entscheidungs-

prozesse. Es geht um eine stärkere Öff-

nung hin zur Zivilgesellschaft.

Der Rezensent ist überzeugt: Wenn 

Parteien diese Reformen als Chance 

und nicht als Konkurrenz betrachten, 

wenn Parteien diese Reformen aktiv 

mitgestalten und so zwei ihrer zentralen 

Funktionen (Responsivität und Integra-

tion) wahrnehmen und verbessern, 

dann können Parteien auch verloren ge-

gangenes Vertrauen zurückgewinnen. 

Die Demokratie würde dadurch insge-

samt an Qualität gewinnen. /

Grünewald, Robert/Busch-Janser, 

Sandra/Piepenschneider, Melanie 

(Hrsg.): Politische Parteien in der 

modernen Demokratie, Berlin: LIT 

Verlag Dr. W. Hopf 2020, ISBN 

978-3-643-14237-5, 480 Seiten 

(Schriftenreihe Politische Bildung der 

Konrad-Adenauer-Stiftung, Band 5), 

49,90 EUR

Frank Rehmet

Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

bei Mehr Demokratie e.V.



Direkte Demokratie kann 
gleichheitsfördernd sein

An der Goethe-Universität Frankfurt wurden die Auswirkungen von direkter  

Bürgerbeteiligung auf soziale, politische und rechtliche Gleichheit untersucht –  

ein Fazit von Brigitte Geißel und Anna Krämling
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K
önnen Volksabstimmungen da-

bei helfen, Ungleichheit in einer 

Gesellschaft abzubauen? Erhal-

ten benachteiligte Minderheiten die 

Chance, auf ihre Interessen aufmerk-

sam zu machen, und ist die Wirkung da-

her eher gleichheitsfördernd? Oder 

stellt direkte Demokratie eine Gefahr 

dar, indem nur ressourcenstarke Grup-

pen ihre Interessen durchsetzen? 

In einem Team von Politik

wissenschaftler:innen der Goethe-Uni-

versität haben wir gemeinsam diese 

Fragestellung in einem von der Deut-

schen Forschungsgemeinschaft geför-

derten Projekt untersucht. Dabei wurde 

zwischen sozialer, politischer und recht-

licher Gleichheit unterschieden. In dem 

Projekt verglichen wir die Vorlagen und 

Ergebnisse von mehr als 500 direktde-

mokratischen Verfahren in europäi-

schen Demokratien zwischen 1990 und 

2015, sowie über 300 Abstimmungen im 

Globalen Süden und Ozeanien im glei-

chen Zeitraum: Volksbegehren wie etwa 

in Ungarn 2008 gegen Gebühren für 

weiterführende Bildung oder wie in der 

Schweiz gegen die Kürzung der Witwen- 

und Waisenrente. Die Beispiele verdeut-

lichen: Gleichheit steht auf der Agenda 

vieler Volkabstimmungen. 

Wir haben dafür die Inhalte der (Ge-

setzes-)Vorlagen, die der Bevölkerung 

zur Abstimmung vorgelegt wurden, un-

tersucht. Die Ergebnisse unseres Pro-

jekts zeigen, dass direktdemokratische 

(Gesetzes-)Vorlagen zur sozialen, poli-

tischen oder rechtlichen Gleichheit in 

der Mehrheit darauf abzielen, Ungleich-

heit in der Gesellschaft zu beseitigen 

und Gleichheit auszubauen. Auch eine 

Mehrheit der Vorlagen, die schließlich 

an der Urne erfolgreich sind, ist gleich-

heitsfördernd. Studien zur Schweiz und 

den USA hatten zuletzt zu widersprüch-

lichen Ergebnissen geführt und die Ge-

fahren der Direktdemokratie für Gleich-

heit und Minderheiten in den 

Mittelpunkt gestellt. Die Resultate un-

seres Forschungsprojekts können die-

se skeptische Sicht nicht bestätigen. 

Allerdings sind nicht alle direktde-

mokratischen Vorlagen zur Gleichheits-

förderung gleich erfolgreich: Sie haben 

dann die beste Chance auf Zustim-

mung, wenn sie sich auf die Verbesse-

rung der sozialen und ökonomischen 

Situation von Bevölkerungsgruppen 

konzentrieren. Bei Vorlagen, die auf 

rechtliche und politische Gleichheit 

abzielen, scheint es eine zentrale Rolle 

zu spielen, ob die jeweils ‚ungleichen‘ 

Gruppen als ‚In-Group‘ oder als ‚Out-

Group‘ gewertet werden, d.h. ob sie 

von einer Mehrheit der Abstimmen-

den als dazugehörig wahrgenommen 

werden oder nicht. In manchen Gesell-

schaften ist beispielsweise die Gleich-

stellung Homosexueller eine Selbst-

verständlichkeit – direktdemokratische 

Abstimmungen ermöglichen dort die 

gleichgeschlechtliche Ehe. In anderen 

Gesellschaften wird ihnen diese Gleich-

stellung verwehrt.

Unterschiede zeigen sich auch zwi-

schen Verfahren, die von Bürgerinitiati-

ven per Unterschriftenaktionen an die 

Parlamente „von unten“ (bottom-up) 

herangetragen werden, von Parlamen-

ten oder Regierungen quasi „von oben“ 

(top-down) zur Volksabstimmung gege-

ben werden oder solchen, die gesetzlich 

vorgeschrieben (obligatorisch) sind, bei-

spielsweise zu Verfassungsänderungen. 

Obligatorische Verfahren weisen dabei 

in Europa eine besonders egalisierende 

Bilanz in Bezug auf soziale, rechtliche 

und politische Gleichheit auf. 

Insgesamt fällt das Fazit unseres 

Projektteams positiv aus: Direktdemo-

kratische Vorlagen sind eher gleich-

heitsfördernd formuliert und werden 

auch eher gleichheitsfördernd abge-

stimmt. Unsere umfassenden Untersu-

Studie

chungen bieten eine solide empirische 

Basis für die politische Diskussion zur 

Ausweitung von direkter Demokratie in 

Deutschland. Bei entsprechendem 

Schutz von Minderheiten stellen direkt-

demokratische Verfahren eine gute 

Möglichkeit dar, mehr Menschen an po-

litischen Entscheidungsprozessen zu 

beteiligen. /

Prof. Dr. Brigitte Geißel

Leiterin der Forschungsstelle 

„Demokratische Innovationen“ an 

der Goethe-Universität Frankfurt. 

Anna Krämling

Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

an der Forschungsstelle „Demo-

kratische Innovationen“.
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2020 war ein gutes Jahr – zumin-

dest für die direkte Demokratie in 

Niedersachsen. 38 mal brachten die 

Bürger:innen ein Bürgerbegehren auf 

den Weg. Die Zahl der Bürgerbegehren 

hat sich so binnen drei Jahren mehr als 

verdreifacht. Angesichts dieser Zahlen 

sind die Pläne der Landesregierung 

absurd: Sie will das Verfahren erschwe-

ren und weitere Themen von der Ab-

stimmung ausschließen. Die Landes-

regierung plant, Bürgerbegehren zu 

Krankenhausplanungen und Rettungs-

diensten per Gesetzesänderung zu un-

terbinden. 

 

Hamburg

Unser Volksbegehren für Bürgerbe-

gehren und Bürgerentscheide wartet 

auf die Verhandlung vor dem Hambur-

ger Verfassungsgericht. Senat und 

Bürgerschaft hatten dagegen Klage 

eingereicht. In einer 38-seitigen Erwi-

derung auf die Klage haben wir uns da-

mit auseinandergesetzt.

Das Projekt ABSTIMMUNG21, das 

unser Landesverband zusammen mit 

anderen Organisationen auf die Schie-

ne gesetzt hatte, ist inzwischen zu ei-

nem eigenständigen Verein geworden. 

Auch in diesem Jahr beherbergen und 

unterstützen wir tatkräftig dieses bun-

desweite Projekt. 

Ein Gesetz, welches Fristaussetzun-

gen für direktdemokratische Verfahren 

bei Corona-bedingten Einschränkun-

gen regelt, läuft Ende Juni aus. Wir set-

zen uns für eine demokratiefreundliche 

Veränderung des Gesetzes ein, damit 

 

Baden-Württemberg

In der „Kontext“-Zeitung konnten wir 

den Artikel „Plädoyer für eine Demo-

kratie der Zukunft“ platzieren, darin 

werden neben der nötigen Ersatzstim-

me beim Wahlrecht auch Bürgerräte in 

Kombination mit direkter Demokratie 

thematisiert. Ergänzend gab es einen 

Online-Redebeitrag auf der Montags-

demo gegen S21. Vor der Landtagswahl 

haben wir in 12 Wahlkreisen Online-

Diskussionen zur Bürgermitsprache 

organisiert und die Aktion Wahlhelfer 

durchgeführt. Zusammen mit Trans-

parency DE haben wir den Entwurf für 

ein Transparenzgesetz vorgestellt. Am 

3./4. Februar beschloss der Landtag 

das Gesetz über dialogische Bürgerbe-

teiligung und ein Lobbyregister. Unse-

re Stellungnahmen dazu, den Artikel & 

Video-Beitrag unter: 

www.mitentscheiden.de

Bayern

In Bayern ist die Stadt Augsburg Vorrei-

ter mit einem Bürgerrat. Wir stellen 

Bürger:innen eine Vorlage für einen 

Bürgerantrag zur Verfügung, mit dem 

sie einen Corona-Beirat für ihre Stadt 

auf die Agenda setzen können. Unter-

schreiben dafür mindestens ein Prozent, 

muss das Anliegen behandelt werden. 

In Bayern ist das Polizeiaufgabenge-

setz (PAG) zurück auf der politischen 

Tagesordnung. Aufgrund der großen 

Proteste 2018 wurde eine Kommission 

eingesetzt, die Nachbesserungen vorge-

schlagen hat. Im Mai sind wir dazu zu 

einer Sachverständigen-Anhörung in 

den Landtag geladen.

Unser langjähriger Mitarbeiter, Simon 

Strohmenger, wird auf die Bundesebe-

ne wechseln und das Projekt „Consul“ 

betreuen. Die Gespräche für die Nach-

folge laufen.

Termine finden Sie auf der Homepage 

oder kontaktieren Sie uns: bayern@mehr-

demokratie.de

 

Berlin/Brandenburg

Im März wird die Volksinitiative für 

einen Berliner Klimabürgerrat im Ab-

geordnetenhaus angehört. Zwei Ko-

alitionsfraktionen haben bereits per 

Beschluss signalisiert, dass sie diesen 

noch 2021 auf den Weg bringen wollen. 

Nur die SPD Fraktion muss sich noch 

einen Ruck geben. Außerdem hat der 

Berliner Senat einen Gesetzentwurf für 

ein Transparenzgesetz auf den Weg ge-

bracht. Leider stellt dieser bisher eine 

Verschlechterung zum Status quo da. 

Im Bündnis Volksentscheid Transparenz 

kämpfen wir dafür, dass das Abgeord-

netenhaus diesen Entwurf fundamental 

verbessert.

In Brandenburg rechnen wir damit, 

dass eine Reform der Kommunalverfas-

sung für Brandenburg und damit einher-

gehend Verbesserungen für Bürgerbe-

gehren bald beschlossen werden. 

 

Bremen/Niedersachsen

Die Mitglieder des Landesverbands Bre-

men/Niedersachsen wählen am 29. Mai 

2021 einen Landesvorstand. Eine Teil-

nahme per Briefwahl ist möglich: Die Un-

terlagen können über bremen@mehr-

demokratie.de beantragt werden. Das 

Wahlverfahren erläutern wir auf unserer 

Neues aus den
Landesverbänden
Mit Terminen vor Ort.

Ländertelegramm
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Notwendigkeit eines Notparlaments ent-

standen sind. Aus unserer Sicht müssten 

solche Gesetzentwürfe erst einmal zu 

einer parlamentarischen und öffentli-

chen Debatte führen.

In der Stadt Flensburg haben sich 

verschiedene Bürgerinitiativen zusam-

mengeschlossen und fordern von der 

Stadt die Einführung eines Bürgerrates.

Flensburg stellt sich als bürgernah 

und klimaschützend dar; ganz konträr 

dazu ihrer Beschlüsse: Der Ausbau der 

Fahrradwege, der Einsatz von Windkraft 

im stadteigenen Energieunternehmen 

usw., finden keine Unterstützung.

 

Thüringen

„Die automatische Briefwahl nicht als 

Notfallinstrument betrachten, sondern 

als Chance für ein modernes Wahl-

recht.“ Für die Landtagswahl am 26. 

September und ein Dutzend Kommunal-

wahlen schlägt Mehr Demokratie vor, 

allen Stimmberechtigten die Briefwahl-

unterlagen automatisch zuzustellen. 

Gleichzeitig sollten die Wahllokale – al-

lerdings reduziert – geöffnet bleiben. 

Das sollte nicht über Notfall-Gesetze 

geregelt, sondern grundsätzlich – auch 

für Wahlen nach der Corona-Krise – er-

möglicht werden. Deshalb hat der Lan-

desverband bereits den Innenminister 

angeschrieben. Gefordert hatte der 

Landesverband auch einen Corona-

Bürger-Beirat. Den soll es geben, hat 

die Regierung beschlossen.

Initiativen durch Corona nicht auf das 

Abstellgleis geführt werden.

 

Hessen

Am 25. Februar fand unser erster digi-

taler Mitgliederabend mit ca. 20 Betei-

ligten statt. Dabei haben wir u.a. über 

unsere Kampagne „Hessen braucht faire 

Bürgerbegehren“ berichtet. Das wollen 

wir gern regelmäßiger machen!

In den letzten Monaten hat sich bei 

unserer Forderung nach der Absenkung 

des Wahlalters auf 16 Jahre einiges ge-

tan. Ein Gutachten von Prof. Hermann 

Heußner zeigt, dass der Wahlrechtsaus-

schluss von 16- und 17-Jährigen bei der 

Hessischen Kommunalwahl am 14. März 

gegen die Verfassung verstößt. Gemein-

sam mit der Initiative Jugend Wählt be-

reiten wir rechtliche Schritte vor.

 

Nordrhein-Westfalen

Zur Bundestagswahl wird der Landes-

verband die Kampagne zu „Abstim-

mung 21“ unterstützen. Zur Landtags-

wahl wird der Landesverband u.a. die 

Themen Reform des Wahlrechts sowie 

die Einführung eines fakultativen Refe-

rendums in den Blick nehmen. 

Die Rhein-Ruhr-Region bewirbt sich 

voraussichtlich um die Olympischen 

Spiele 2032. Der Landesverband for-

dert, dass ein Großprojekt dieser Dimen-

sionen nur unter verbindlicher Beteili-

gung der Öffentlichkeit stattfinden soll. 

Es wurden zahlreiche Interviews mit 

Bürgermeister:innen potenzieller Aus-

tragungsorte in der Region geführt.

Am 11. März fand der erste Online-

Mitgliederabend des Landesverbands 

NRW statt.

 

Rheinland-Pfalz

Am 14. März 2021 fand in Rheinland-

Pfalz die Landtagswahl statt. Es wurden 

Hintergrundgespräche mit Parteien ge-

führt, Wahlprüfsteine an alle Kandidie-

renden verschickt und ein Wahlpro-

gramm-Check durchgeführt. Gegenstand 

der Wahlprüfsteine waren eine Senkung 

der Hürden für Volksbegehren, die digi-

tale Unterschriftensammlung, eine Ser-

vicestelle für Bürgerbegehren, eine Ab-

senkung des Wahlalters, die Umsetzung 

der Forderungen der Enquete „Aktive 

Bürgerbeteiligung für eine starke Demo-

kratie“ von 2014 und eine Ablehnung 

von CETA im Bundesrat im Falle einer 

Regierungsbeteiligung. Die Ergebnisse 

der Befragung können auf der Home-

page des Landesverbands eingesehen 

werden: rlp.mehr-demokratie.de.

Aufgrund der Corona-Pandemie ist 

als neuer Termin für die Landesver-

sammlung der 09. Mai 2021 angesetzt.

 

Sachsen

Für die in Sachsen geplante Verfas-

sungsänderung hat der LaVo Sachsen 

ein Positionspapier erarbeitet und mit 

allen 3 Regierungsfraktionen Gesprä-

che geführt. Diskutiert wurden u.a. die 

Einführung eines „Volkseinwandes“; die 

Herabsetzung des Quorums für Volks-

begehren und Volksentscheide; Beteili-

gungsrechte in Land und Kommunen; 

beratende Mitarbeit im entstehenden 

parlamentarischen Arbeitskreis. Die 

Gespräche wurden von allen Seiten als 

erfolgreich eingeschätzt . In einem Brief 

an die sächsische Justizministerin Mei-

er hat Anfang Februar Landessprecher 

Roger Schaumberg vorgeschlagen ei-

nen Corona-Bürgerbeirat einzurichten.

Ende Februar hatte die Arbeits-

gruppe Realtime Digitale Direkte De-

mokratie ein online-meeting und entwi-

ckelte ihr Konzept weiter. In der kleinen 

Gruppe arbeiten Aktivisten aus Sach-

sen und dem Bundesgebiet an einer of-

fenen open source-online-Plattform.

 

Schleswig-Holstein

Zur Einführung eines Notparlamentes, 

eingebracht von den Fraktionen von 

CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 

und den Abgeordneten des SSW, wurden 

wir um eine Stellungnahme gebeten. 

(siehe www.sh.mehr-demokratie.de). Die 

Behandlung im Innen-Ausschuss am 

13.01. hat ergeben, dass Zweifel an der 

 

Termine vor Ort

Bremen/Niedersachsen

Nächstes Landestreffen:

Samstag, 29.05.2021, 11–17 Uhr, Bre-

men, Etage Saal, Eingang über Herden-

torsteinweg 37, www.bremen-nds.

mehr-demokratie.de/ueber-uns/lan-

destreffen

Rheinland-Pfalz 

Nächste Landesmitgliederversammlung:

09. Mai 2021, weitere Informationen 

folgen

Ländertelegramm
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Ergebnis der beiden Mitgliederurabstimmungen

Liebes Mitglied,

am 21.3.21 wurden die beiden Mitgliederurabstimmungen in Bremen ausgezählt. Wir 

haben von 10:00 bis 22:00 Uhr mehr als 3.000 Umschläge geöffnet, Stimmzettel 

geprüft und gezählt. Heute informieren wir Sie als Mitglied von Mehr Demokratie e.V. 

über das Ergebnis der zwei Mitgliederurabstimmungen.

Für Mitgliederbegehren 1 „Bist du dafür, dass sich der Verein Mehr Demokratie e.V. 

gegen Geschlechterquoten im Wahlrecht ausspricht?“ wurden 2107 JA-Stimmen und 

1107 NEIN-Stimmen abgegeben. 125 Stimmabgaben waren leer oder ungültig. Das 

Mitgliederbegehren ist damit angenommen.

Für das Mitgliederbegehren 2 „Bist du dafür, dass der Verein Mehr Demokratie e.V. 

grundgesetzkonforme Regelungen im Wahlrecht unterstützt, die auf einen ausgegli-

chenen Frauenanteil in Parlamenten hinwirken?“ wurden 1982 JA-Stimmen und 1272 

NEIN-Stimmen abgegeben. 85 Stimmabgaben waren leer oder ungültig. Das Mitglie-

derbegehren ist damit angenommen.

Das Auszählungsprotokoll finden Sie im Mitgliederbereich von Mehr Demokratie: 

www.mitglieder.mehr-demokratie.de.

Wir danken allen, die beim Auszählen der Stimmen geholfen haben! 

Mit freundlichen Grüßen

Die Abstimmungsleitung

Maike Schmidt-Grabia, Jan Lorenz, Paul Tiefenbach

2.2021

ERGEBNIS 

MITGLIEDERURABSTIMMUNG 1

Ja: 2107 Stimmen

Nein: 1107 Stimmen

Ungültig/Leer: 125 Stimmen

Das Mitgliederbegehren ist somit 

angenommen.

ERGEBNIS 

MITGLIEDERURABSTIMMUNG 2

Ja: 1982 Stimmen

Nein: 1272 Stimmen

Ungültig/Leer: 85 Stimmen

Das Mitgliederbegehren ist somit 

angenommen.

Zurückgewiesene Abstimmungsbriefe: 246

Wahlbeteiligung (gültige Stimmrecht-

erklärungen): 3339

Stimmumschläge, die keinen  

Stimmzettel enthielten: 0

Gesamtanzahl enthaltener Stimmzettel: 3339
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Einladung zur Bundes- 
mitgliederversammlung

Liebe Mitglieder,

die nächste Bundesmitgliederversammlung findet vom 15. bis 16. Mai 2021 statt. Tagungsort 

ist das Haus der Kirche in Kassel.

Die Mitgliederversammlung tagt Samstag 12 bis 18 Uhr und Sonntag 9 bis 16 Uhr.

Inhalte

Im Jahr der Bundestagswahl sind wir in besonderer Weise gefordert. Wir sind diejenigen, die 

stets aufs Neue die Einführung bundesweiter Volksabstimmungen fordern müssen. Mehr De-

mokratie hat nun Erfahrungen aus zwei selbstorganisierten Bürgerräten gesammelt. Wir 

müssen dafür sorgen, dass diese Erfahrungen Eingang finden in die Politik und eine Instituti-

onalisierung von Bürgerräten vorantreiben.

Was hierzu geplant ist, wie der Bürgerrat „Deutschlands Rolle in der Welt“ gelaufen ist, wel-

che Kombinationen von direkter Demokratie und Bürgerräten wir uns vorstellen können, all 

das wird Thema auf der Mitgliederversammlung im Mai sein.

Anträge

Die zum ersten Antragsschluss (14.03.2021) eingereichten Anträge und Vorlagen sind jetzt 

bereits im Mitgliederbereich unserer Internetseite zu finden. Anträge, die sich auf Themen 

dieser veröffentlichten Tagesordnung (siehe Seite 49/50) beziehen, können noch bis zum 

26.04.2021 eingereicht werden. Die Vorlage für einen Antrag an die Bundesmitgliederver-

sammlung können Sie unter antrag@mehr-demokratie.de anfordern.

Kinderbetreuung

Wir bieten dieses Mal die Möglichkeit der Kinderbetreuung vor Ort an. Die Betreuung wird von 

„Nautilus Kinderspaß“ (www. nautiluskinderspass.de) durchgeführt und kostet 15 € Eigenan-

teil pro Kind und Tag. Bitte melden Sie Ihre Kinder bis zum 15.04.2021 verbindlich an, dann 

können wir das Angebot passend organisieren. Anmeldung: www.mehr-demokratie.de/mv-

anmeldung

Anmeldung, Übernachtung und Verpflegung

Bitte melden Sie sich unter folgendem Link: www.mehr-demokratie.de/mv-anmeldung oder 

über den QR-Code auf der rechten Seite bis zum 09.05.2021 an.

Bei Fragen stehen wir gern per Mail unter mitgliederservice@mehr-demokratie.de oder telefo-

nisch unter 07957-9239050 zur Verfügung. Übernachten können Sie im Pentahotel  

(www.pentahotels.com/de/hotels-reiseziele/deutschland/kassel). Das Hotel ist vom Veranstal-

tungsort fußläufig in wenigen Minuten zu erreichen. Wir haben ein Kontingent an Zimmern 

gebucht und vergeben die Zimmer nach Eingang der Anmeldungen unserer Mitglieder.

Kosten

Die Teilnahme an der Bundesmitgliederversammlung einschließlich Verpflegung ist kosten-

frei für Sie. Die Kosten für die Übernachtung liegen je nach Zimmerkategorie zwischen 55 

TAGUNGSTERMIN UND ORT

Beginn: Samstag, 15.05.2021, 

12 Uhr

Ende: Sonntag, 16.05.2021, 

16 Uhr

Tagungsort: Haus der Kirche, 

Wilhelmshöher Allee 330, 

34131 Kassel

WEITERE ANTRÄGE

Bis zum 26.04.2021 an

Mehr Demokratie e.V.

Alexander Trennheuser 

Gürzenichstraße 21 a-c

50667 Köln 

Telefon: 0221-669 665 14

Fax: 0221-0221 669 665 99 

antrag@mehr-demokratie.de

ANMELDUNG 

KINDERBETREUUNG

Bis 15.04.2021 über das 

Anmeldeformular der BMV: 

www.mehr-demokratie.de/

mv-anmeldung

ANMELDUNG ZUR BMV

Bis 09.05.2021

ÜBERNACHTUNG

Pentahotel Kassel, 

Bertha-von-Suttner-Straße 15, 

34131 Kassel

Tel: +49 (0)561 93390, 

info.kassel@pentahotels.com

ANMELDUNG
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und 90 Euro. Für Anreise und Übernachtung kann VOR der Mitgliederversammlung ein Kos-

tenzuschuss von bis zu 75 Prozent (Unterbringung im Mehrbettzimmer) beantragt werden. 

Bitte richten Sie diese Anfrage an den Mitgliederservice (mitgliederservice@mehr-demokra-

tie.de).

Corona

Wegen der sich ständig verändernden Corona-Lage und den entsprechenden Verordnungen 

sind wir gezwungen, unsere Planungen stets auch den aktuellen Entwicklungen anzupassen.

Aktuell gehen wir davon aus, dass eine Präsenzveranstaltung möglich sein wird. Auf Grund 

der aktuellen Hygienebestimmungen sind die Tagungsräume aktuell nur für maximal 100 

Teilnehmer:innen zugelassen. Diese Maximalzahl kann sich ändern, wenn die hessischen Co-

rona-Verordnungen angepasst werden. Deshalb sind wir leider gezwungen, die 

Teilnehmer:innenzahl entsprechend zu begrenzen. Bitte melden Sie sich rechtzeitig zur Bun-

desmitgliederversammlung an. Das erleichtert uns die Planung.

Um allen Mitgliedern ein „Dabei-Sein“ zu ermöglichen, werden wir die Mitgliederversamm-

lung als Live-Stream übertragen. Falls die Bundesmitgliederversammlung wider Erwarten 

auf Grund neuer Corona-Bestimmungen gar nicht als Präsenz-Veranstaltung stattfinden 

kann, führen wir sie komplett als Online-Veranstaltung über Zoom durch.

Bitte sehen Sie es uns nach, dass wir zum Zeitpunkt dieser Einladung noch keine exakteren 

Angaben zum Ablauf machen können. Wir informieren Sie in jedem Fall rechtzeitig per E-Mail, 

sobald es neue Informationen gibt.

Für den Vorstand

Roman Huber und Bertram Böhm
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Tagesordnung für die Bundesmitgliederversammlung 

vom 15. bis 16. Mai 2021 in Kassel

1. 	 Begrüßung und Formalia

1.1 	 Formalia

1.2	 Beschluss des Protokolls der letzten BMV 

2. 	 Berichte

2.1 	 Berichte aus den Landesverbänden 

2.2 	 Bericht des Bundesvorstands 

3. 	 Politisches

3.1 	 Bundesweiter Volksentscheid 

3.2 	 Bürgerrat – Stand der Dinge und weitere Planung 

3.3 	 Länderkampagnen/ Landesvolksbegehren 

3.4 	 Widerstand gegen die Handelsverträge 

4. 	 Finanzen

4.1 	 Jahresabschluss 2020

4.2 	 Bericht der Rechnungsprüfer

4.3 	 Finanzplanung 2021

4.4 	 Bericht zu Finanzen MD-Stiftung(en)

5. 	 Wahlen

5.1 	 Wahl des Stiftungsrates

5.2 	 Nachwahl Rechnungsprüfer

6. 	 Anträge

6.1/	 Stephan May/Bundesvorstand, Satzungsänderung (gestrichen, ergänzt)

6.10	 §10 Landesverbände

(1) Landesverbände können für den Bereich von einem oder mehreren Bundesländern 

gegründet werden. Sie haben grundsätzlich keine eigene Rechtspersönlichkeit, auch 

nicht als sog. „nichtrechtsfähige Vereine“, sondern sind unselbständige Untergliede-

rungen des Vereins.

(2) Einem Landesverband gehören alle Mitglieder an, die in seinem Wirkungsbereich 

ihren Wohnsitz haben. Auf Antrag kann ein Mitglied in keinem oder in einem anderen 

Landesverband als Mitglied geführt werden.

(3) Soweit in dieser Satzung nicht anderweitig zugeordnet anders bestimmt, organisie-

ren die Landesverbände ihre die Angelegenheiten des Vereins auf Landesebene in ei-

gener Zuständigkeit. Sie können sich eigene Regeln geben, z.B. zu Versammlungen, 

Gremien, Ämtern und Wahlen, welche jedoch nicht in Widerspruch zu den Regelungen 

demokratischen Prinzipien dieser Satzung stehen dürfen.

(4) Den Landesverbänden stehen Anteile aus dem Aufkommen der Mitgliedsbeiträge 

als Budgets zu. Sie können zudem zur Finanzierung ihrer Arbeit eigene zweckgebunde-

ne Mittel einwerben, die den Budgets zugeschlagen werden. Im Fall der Auflösung eines 

Landesverbandes fallen dessen Mittel die Budgets dem Verein zu. Das Nähere regelt 

die Finanzordnung des Vereins.

(5) Ein Landesverband bedarf der Anerkennung des Vorstandes von Mehr Demokratie 

e.V. Diese Anerkennung kann nur von der Mitgliederversammlung von Mehr Demokra-

tie e.V. entzogen werden. Für jedes Bundesland darf nur ein Landesverband bestehen.
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6.1.1	 Werner Wolf, Änderungsantrag

6.2	 Stephan May, Änderung §13 der Finanzordnung

6.3	 Bundesvorstand, 

Satzungsänderung Virtuelle Mitgliederversammlung

§ 5 Abs. 2 wird zu Abs. 4; die weiteren Nummern werden entsprechend angepasst. 

Folgende Absätze 2 und 3 werden neu eingefügt :

(2) Die Mitgliederversammlung erfolgt entweder real oder virtuell (Onlineverfahren) in 

einem nur für Mitglieder mit ihren Legitimationsdaten und einem gesonderten Zu-

gangswort zugänglichen Online-Portal. Die Entscheidung über eine reale oder virtuel-

le Versammlung wird vom Vorstand getroffen und ist unanfechtbar.“

(3) Im Onlineverfahren wird das jeweils nur für die aktuelle Versammlung gültige Zu-

gangswort mit einer gesonderten Email unmittelbar vor der Versammlung (maximal 

drei Stunden davor), bekannt gegeben. Ausreichend ist dabei die ordnungsgemäße Ab-

sendung der Email an die letzte, dem Vorstand bekannt gegebene Email-Adresse des 

jeweiligen Mitglieds. Mitglieder, die über keine Email-Adresse verfügen, erhalten das 

Zugangswort per Post an die letzte dem Vorstand bekannt gegebene Adresse. Ausrei-

chend ist die ordnungsgemäße Absendung des Briefes zwei Tage vor der Mitgliederver-

sammlung. Sämtliche Mitglieder sind verpflichtet, ihre Legitimationsdaten und das Zu-

gangswort keinem Dritten zugänglich zu machen und unter strengem Verschluss zu 

halten.“

6.3.1	 Werner Wolf, Änderungsantrag

6.4	 Paul Tiefenbach, Edgar Wunder, Änderungen der Ausführungsbestimmungen für Mit-

gliederbegehren

6.4.1	 Andreas Hilbert, Änderungsantrag 

6.4.2	 Andreas Hilbert, Änderungsantrag 

6.5	 Bernd Kroll, Bericht zu Finanzen MD-Stiftung(en)

6.6	 Friedel Voigt, Neuordnung der Mitgliedsbeiträge

6.7	 Dominic Lorenz, Wahrung der politischen Neutralität (keine genderspez. Termini)

6.8	 Bernd Kroll, Antrag MD Stiftung

6.9	 Bernd Kroll, Antrag MD Kuratorium

6.11	 Friedhelm Wegner, Vereinfachung der Durchführung eines bundesweiten Volksent-

scheids 

6.12	 Thomas Hilbert, nachhaltiges und FINANZIELLES Engagement bundesweiter Volksent-

scheid

6.13	 Dr. Hermann H. Dieter, interne und öffentliche Verlautbarungen nicht in gendersensib-

ler Sprache

6.14	 Sarah Händel, Anselm Renn, Online-Eintragung von Unterschriften im Verfahren der 

Volksgesetzgebung

6.15	 Bernd Kroll, Alle Veranstaltungen/Sitzungen von MD sind mitgliederöffentlich

6.16	 Andreas Hilbert, Rücktritt Vorstand und Abstimmungsleitung

6.17	 Andreas Hilbert, Genderfreie Sprache bei Mehr Demokratie

6.18	 Bernd Hinz, Präzisierung unserer Strategie für bundesweite Bevölkerungsentscheide

6.19	 BuVo, Kombination von losbasierten Bürgerräten und direkter Demokratie auf Bundes-

ebene

7. 	 Abschluss und Verschiedenes
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Kontakt

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Schwanthalerstr. 120, 80339 München

Tel: 089-462 242 05 oder 08071-597 51 20

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

bremen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Ansprechpartner Hessen

Matthias Klarebach, Dirk Oestreich

vorstand@mehr-demokratie-hessen.de 

Felix Hoffmann (Tel. 0152-327 095 38)

felix.hoffmann@mehr-demokratie.de

Landesbüro Mecklenburg-Vorpommern

Hermannstr. 36, 18055 Rostock

mecklenburg-vorpommern@mehr-demokratie.de

Landesbüro Nordrhein-Westfalen

Gürzenichstraße 21 a-c, 50667 Köln

Tel. 0221-669 665 11, Fax 0221-669 665 99 

nrw@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Franz Botens

Tel. 01573-062 06 33

franz.botens@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland

Thomas Gretscher

Tel. 0681-416 36 41

thomas.gretscher@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Sachsen-Anhalt

Oliver Wiedmann

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de 

Landesbüro Sachsen

Kreuzstrasse 3B, 04103 Leipzig

Tel. 0163-685 69 66

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Schleswig-Holstein

Dorfstr. 2a, 24975 Husby

Tel. 04634-936 76 16, Mobil 0157-522 432 20

sh@mehr-demokratie.de 

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel. 0172-7962982

thueringen@mehr-demokratie.de 

Arbeitsbereiche

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Alexander Trennheuser, Büro NRW

alexander.trennheuser@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ulrike Moser, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Anne Dänner, Büro Berlin

Anselm Renn, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Aline Koeppen 

aline.koeppen@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung und Stiftung

Katrin Tober, Büro Bremen

katrin.tober@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Frank Rehmet, Büro Hamburg

frank.rehmet@mehr-demokratie.de 

Lobbyarbeit

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

claudine.nierth@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Stefan Padberg

stefan.padberg@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Fabian Reidinger, erreichbar über Büro Ba-Wü

fabian.reidinger@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis dezentrale Demokratie

Karl-Martin Hentschel

karl.m.hen@googlemail.com

Arbeitskreis Digitalisierung und Demokratie

Alexandra Arweiler

alexandra.arweiler@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de

Bundesbüros

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-923 90 55

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Berlin 

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de
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„Wir setzen uns für Bürgerräte als festen Bestandteil  

unserer Demokratie ein – Vielen Dank an alle Beteiligten, 

die gezeigt haben, dass es geht."


